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EDITORIAL 


Diesmal ohne viel Trara, ein paar 
Worte. Es ist Urlaubszeit und fast alle | 
Redaktionsmitglieder haben sich nach 
Malorca, Malibu-Beach und Teneriffa 


galerie + edition caoc 


Schliemannstraße 23 


verzogen. O - 1058 Berlin 
Doch nun zur Sache: Quergebäude Obergeschoß 
Der Kurdistan-Artikel geht leider nicht Tel. 4483671 


auf die aktuellen Aggressionen der Tür- | 
kischen Armee gegen die kurdische 
Bevölkerung ein, da die Kurdistanreise 
bereits Anfang August beendet wurde. 
Aber da wir den Arsch nicht hochbe- 
kommen und unsere Aktionen zur 
Unterstützung der Kurdinnen und Kur- 
den so gut wie gleich Null ist, halten wir 
es für wichtig wenigstens über die Lage 
in Kurdistan zu berichten. 
Ansonsten beschäftigen sich mehrere 
Artikel mit besetzten Häusern. Leider 
fallen sie etwas technokratisch aus 
Angenehm überrascht waren wir dies- 
mal über die verhältnismäßig hohe Zahl 
an LeserInnenzuschriften. Jedenfalls ist | 
sie höher als sonst. 
Ansonsten brennt es weiter in Berlin, 
buchstäblich und im übertragenen Sinne 
und der Monarchen Fäulnis bewegt die 
Gemüter bis in die kleinsten Ritzen. 
Und selbst die es besser wissen müßten, 
lassen sich von diesem Blödsinn ani- 
mieren... ee 
Laßt Euch also die Sonneauf den Bauch EST; 
brennen, mit’n "telegraph" in der Hand- 
und möge Euch der Himmel nicht auf 
den Kopf fallen. 

Bis denn Wa! 


ausstellung vom 15.9.-5.10.1991: 


BERT PAPENFUB-GOREK 
Led Saudaus 
(Embleme) 


öffnungszeiten:dienstag-samstag 
14-18 uhr oder nach vereinbarung 
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KURDISTAN WIEDER AUFBAUEN 


Reisebericht von Angelika Beer,medico international 


Vernichtung der Kurden 
geht weiter 


Die Langzeitfolgen des Golfkrieges, die 
zivilen Opfer, die ökologische Zer- 
störung sind heute noch nicht zu bilan- 
zIeTEen. 

Der Sabah-Familien-Clan darf in 
Kuweit weiter regieren und auch im Irak 
kann von Demokratisierung nicht die 
Rede sein. 

Die Türkei, die mit der militärischen 
Intervention in irakisches Gebiet inter- 
nationales Völkerrecht verletzt, genauso 
wie damals Irak, findet verhaltene 
Zustimmung, allenfalls leise Kritik hier- 
für. Unter dem Vorwand der “Terroris- 
musbekämpfung” führt sie das Mach- 
werk Saddams - die Säuberungsaktion 
gegen das kurdische Volk - weiter. Das 
Konzept der bevorstehenden Nah-Ost- 
Konferenz macht deutlich: es findet 
ohne die Betroffenen statt. Von Kurdi- 
stan ist gar nicht erst die Rede. Heute ist 
das Interesse am Schicksal der Kurden 
wieder verebbt. Parallel mit dem Rück- 
zug der “Alliierten” aus der sogenann- 
ten Schutzzone verlassen Hilfsorganisa- 
tionen dieses Gebiet.Hierdurch wird die 
Arbeit der unabhängigen Hilfsorganisa- 
tionen erschwert. 


Kurdistan wieder aufbauen 


Die aus den Spendengeldern stammen- 


de Hilfslieferung für die irakischen Kur- 
den besteht diesmal, im Juli 91, nicht 
nur aus Medikamenten (sogenannte 
Health-Kits). Geld soll als Soforthilfe 
überbracht werden, um Lebensmittel 
und Medikamente und anderes zu kau- 
fen; die Installierung eines Funk-Kon- 
taktes direkt in die BRD soll eine besse- 
re Koordinierung und Absprache 
ermöglichen. Unser Ziel ist diesmal. die 


außerhalb der “Schutz-Zone” liegende 


autonome Region Kurdistan. Hinter 
dem türkisch-irakischen Grenzübergang 
in Zakho sehen wir die Überreste eines 
zwei-Mann-hohen in Stein gemeißelten 
Standbildes Saddam Husseins. Diese 
Überreste wie auch umgekippte und 
zerstörte Fahrzeuge der irakischen 
Armee im gesamten Nordirak zeugen 
vom Widerstand und Aufstand der Kur- 
den gegen das Regime. Der Personen- 
kult Saddams muß Milliarden ver- 
schlungen haben. In Zakho selbst gibt es 
seit vielen Tagen wieder Strom, in den 
Straßen herrscht munteres Treiben, spa- 
nische Armeefahrzeuge und offene 
Wagen, auf denen sich bewaffnete 
Peshmerga drängeln,gehören zum wir- 
ren Straßenbild. Der Weg von Zakho 
nach Dehok ist gesäumt von Flücht- 
lingszelten, von zerstörten Dörfern. 

Auf die Anwesenheit der “Aliierten” 
angesprochen, bekommen wir überwie- 
gend positive Rückmeldungen. Die 
Erinnerung an die Angriffe Saddam 
Husseins, die dann folgende Flucht und 
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den harten Kampf ums Überleben in 
den Bergen, die dann erfolgten Hilfslie- 
ferungen und Abwürfe aus Hubschrau- 
bern der “Allianz” haben zunächst ver- 
gessen lassen, daß es die gleichen Flug- 
zeuge sind,die zuvor Bomben über dem 
Irak abgeworfen haben. 

Wir brauchen drei Tage, um von Zakho 
zu unserem Ziel, Shaglawa, zu gelan- 
gen. Während meines letzten Aufenthal- 
tes in irakkisch Kurdistan im November 
1989, hatten mich irakische Sicherheits- 
kräfte daran gehindert, die jetzige auto- 
nome Region Kurdistan zu 
betreten.Beim Anblick der gezielt von 
Saddam Hussein zerstörten kurdischen 
Dörfer und Städte wird das unermessli- 
che Ausmaß der von ihm seit Jahren 
betriebenen Deportations-Politik und 
der Anfal-Offensive 1988 deutlich. Die 
Barzan-Region, früherer Hauptsitz von 
Barzanis Leuten, gleicht einem Trüm- 
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merfeld, unbestellte Felder von wildem 
Hafer sind die letzten Überreste des 
fruchtbaren Landstriches. 

Die Versorgungslage wird, je weiter wir 
Richtung Süden fahren, sichtbar 
schlechter. Während wir in der aliierten 


'Schutzzone überall auf die Anwesenheit 


von UNHCR, Rotem Kreuz und ande- 
ren stoßen, ist von der internationalen 
'Hilfskampagne in den autonomen 
Gebieten’kaum etwas zu spüren. 

Ein Blick auf die Landkarte und die 
Grenzen der “Alliierten Schutzzone” 
wirft die Frage auf, nach welchen Krite- 
rien ihre Umrisse entschieden worden. 
Die Frage der Flüchtlinge, und wo die 
meisten von ihnen sind, kann es nicht 
gewesen sein. Humanitäre Hilfe und die 
Anwesenheit der Alliierten richtet sich 
offenbar an anderen Maßstäben aus: an 
denen der Bodenschätze, insbesondere 
des Öls, und dem Wunsch der Türkei, 
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sich zwar mit Hilfe der Errichtung einer 
Schutzzone die ungeliebten irakisch- 
kurdischen Flüchtlinge vom Hals zu 
schaffen, aber durch deren regionale 
Begrenzung deutlich zu signalisieren, 
daß eine Autonomie der Kurden, egal in 
welchem Land, nicht gewünscht ist. 
‘Von Shaglawa, wo alle acht Parteien der 
Kurdistan Front ihr Hauptquartier 
haben, geht es weiter nach Ranja. In 
Ranja gibt es eines der wenigen, größe- 
ren Krankenhäuser, die von der Kurdi- 
stan Relief Association in Zusammenar- 
beit mit der Kurdistan Front, organisiert 
werden. Die Ärztin führt uns im 
Schnellgang durchs Krankenhaus:fünf 
Zimmer, in jedem acht Betten, die 
Familienangehörigen, die über ihre 
Kranken wachen, überfüllen die kleinen 
Räume.Doktor R. weißt auf die Aus- 
breitung von Seuchen hin, Cholera,Thy- 
phus, Minen-Verletzte, unterernährte 
Säuglinge und Kleinkinder. Bis zu 1000 
Patienten hoffen auf Hilfe. Wir werden 
weitergeführt in das Medikamenten- 
Vorratslager. Die wenigen Kisten ver- 
deutlichen den Notstand. Für fünf Tage 
hat die KRA-Ärztin noch Medikamente. 
Danach ist Schluß, dann können wir 
zumachen.Und mit uns auch alle kleine- 
ren Krankenstationen, die von uns ver- 
sorgt werden. 

Die von der französichen Hilfsorgani- 
sation angekündigten Hilfslieferungen 
stehen in Kisten verpackt in Amman.Es 


gibt - wie auch sonst - Probleme wegen 


des Embargos gegen Irak.Mehrmals 
wird uns berichtet, daß Nahrungsmittel 
und Medikamente,die über Bagdad nach 
Kurdistan gebracht werden sollen, dort 
zum Teil zurückgehalten werden. “Die 


Hälfte alle Sachen kommt bei uns gar 
nicht an.” 

Wir fahren auf der Straße von Ranja 
nach Quala Diza, die es vor zwei Jahren 
in Gesprächen mit irakischen Offizieren 
angeblich nicht gab. Vorbei an wegge- 
sprengten Dörfern. Unsere Begleiter, 
vier Peshmerga aus Shaglawa, weisen 
auf ein, vor uns liegendes riesiges 
Trümmerfeld:"Wir sind da, Quala 
Diza." 


Jetzt ist mir endlich klar, daß die Iraker 
allen Grund hatten, in diese Region von 
der Landkarte zu streichen. Im Mai 
1989 haben hier noch circa 70 000 Men- 
schen gelebt. 

Heute steht kein Stein mehr auf dem 
anderen. Rostige, verbogene Stahlträger 
ragen in die Luft, einige Bäume haben 
den Bombenangriff der irakischen Luft- 
waffe 1989 überlebt. Erst gegen Abend, 
als die Hitze erträglich wird, kommt 
Leben in die Stadt: 20000 KurdInnen 
etwa leben hier unter den Trümmern. 
Ohne Strom, ohne Wasserversorgung, 
ohne ... Die Meisten von ihnen sind 
Opfer der Deportationspolitik Saddam 
Husseins. 

Am 10.4.89 haben wir den Befehl 
bekommen, die Stadt zu verlassen und 
in eines der neuen Lager zuziehen. 
Sechs Tage vor der Bombardierung 
haben drei Divisionen die Stadt 
umstellt. Am 26.6.89 sind die Letzten 
von uns gegangen. 

Von den heute hier lebenden KurdlIn- 
nen stammen circa 50 Prozent aus 
Quala Diza. Sie sind nach dem Angriff 
irakischer Truppen im März bei der 
Niederschlagung des kurdischen Auf- 
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standes aus Kirkuk, Arbil, Sülemaniya 
und Dehok geflohen, hin zur Iranni- 
schen Grenze,die nur zehn Kilometer 
von Quala Diza entfernt ist. 

Weil wir wissen,daß wir im Iran auch 
unterdrückt werden, haben wir uns ent- 
schlossen, in unsere Stadt zurück zu 
kehren. 

Egal mit wem wir sprechen - sie sind 
alle fest entschlossen, Quala Diza wie- 
deraufzubauen. Stolz zeigen sie uns 
Photos einer kurdischen Stadt; das letz- 
te Photo vor der Zerstörung, das bis auf 
die Umrisse der Berge keine Ähnlich- 
keit mit dem vor uns liegenden Trüm- 
merhaufen besitzt. Doch vor dem Wie- 
deraufbau müssen die Überreste weg- 
geräumt werden. Hierzu fehlt das Gerät. 
Ohne für den Wiederaufbau Kurdistans, 
kann diese Aufgabe nicht gelingen. In 
Kürze wird das erste Haus in Quala 
Diza wieder stehen:eine kleine Kran- 
kenstation und danach vielleicht eine 
Schule. 
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Nach der Besprechung mit dem Komm- 
mitee Quala Dizas, in dem alle Parteien 
und die KRA vertreten sind,.vereinba- 
ren wir Soforthilfemaßnahmen, damit 
dringend benötigte Lebensmittel und 
Medikamente besorgt werden können. 
Ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Die Situation in Penjwin, das weiter 
südlich - ebenfalls an der Grenze zum 
Iran - liegt, ist vergleichbar. Zerstörung, 
Seuchen, und vor allem: Minen! 
Während wir bei einer Familie dankend 
die Einladung zu einem Tee annehmen, 
hören wie zweimal in einiger Entfer- 
nung einen dumpfen, explosionsartigen 
Knall. 

Das sind Minen,da sind wieder welche 
auf diese. Minen getreten. Vor drei 
Wochen, als wir hier angekommen sind, 
haben wir fast ununterbrochen dieses 
Geräusch gehört. Kinder, die spielen, 
Frauen, die nach Früchten suchen, 
Flüchtlinge, die aus dem Iran zurück 
kommen. Sie sind nıcht tot, meistens 


nicht, aber die Beine und die Füße ... 


Am Ortsrand finden wir das Minende- 
pot - und den Sprengmeister. Das Ent- 
schärfen von Minen hat er bei der iraki- 
schen Armee gelemt.Jetzt ist er hier 
allein. In der Region um Penjwin sind 
etwa eine Million Minen gestreut wor- 
den. Ein Minenteppich Saddams, der 
damit die Rückkehr der deportierten 
Einwohner in die Stadt verhindern woll- 
te. Am Tag schafft der Sprengmeister 
es, bis zu 300 Minen zu finden und zu 
entschärfen. Die Forderung an Saddam 
Hussein, die Pläne der Minenteppiche 
rauszugeben, ist Bestandteil der Ver- 
handlungen zwischen Kurdistan Front 
und Saddam Hussein. Sie ist bis heute 
abgelehnt worden. 


Die ärztliche Versorgung hier ist noch 
schlechter als in Quala Diza. Ein kleines 
Zelt, aufgestellt vom Roten Kreuz, und 
zwei übernächtigte Ärzte können nicht 
mehr als Erste Hilfe leisten. Impfstoff 
haben sie bekommen vom UNHCR, 
aber sie haben keine Möglichkeit, Medi- 
kamente zu kühlen. Die Ärztin der KRA 
kritisiert das Fehlen von Hilfe. Sie sei 
nie von den großen Hilfsorganisationen 
gefragt worden, was am Dringensten 
benötigt wird. Sie hat zwar einen elek- 
trischen Kühlschrank bekommen, aber 
was hilft der, wenn es keinen Strom 
gibt? Sie brauchen. dringend gasbetrie- 
bene Kühlgeräte, denn Gas können sie 
besorgen. 

Diese zwei Beispiele stehen nur exem- 
plarisch für die autonome Region. Bei 


Trauerzug für zwei erschossene Kurden in Sirnuk 
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spiele für die Dringlichkeit massivere Unterstützung beim Wiederaufbau Kurdist- 
ans. Vor allem der Bundesrepublik kommt eine besondere Verantwortung zu. 
Während unseres Aufenthaltes in Halabja waren die Spuren des nun drei Jahre 
zurückliegenden Giftgas- Einsatzes noch immer deutlich zu spüren. 

Giftgas, das mit bundesdeutscher Hilfe hergestellt wurde. Auch Halabja ist weitest- 
gehend zerstört. Zu sehen sind noch die Massengräber der Giftgas-Opfer, die Kel- 
ler, aus denen die Leichen gezogen wurden. Es ist kaum eine Familie anzutreffen, 
die nicht um einen Angehörigen trauert. Frauen winken uns in ihre provisorisch auf- 
gebauten Hütten und zeigen ihre Narben des Giftgas-Einsatzes,die sich über den 
ganzen Körper ziehen. Alles was sie erleben mußten, macht ihre Rücken gebeugt. 
Aber ihre Augen haben den Stolz nicht verloren. Auch sie schauen - wie die mei- 
sten Menschen in Kurdistan - auf die Verhandlungen mit Saddam Hussein. Sie wis- 
sen zugut, daß ein Verprechen Saddam Husseins keinen Wert hat. Die Zeit steht auf 
Saddams Seite. Je länger die Verhandlungen dauern, um so unwahrscheinlicher 
wird ein akzeptabler Abschluß. Die brütende Hitze wird schnell wieder abgelöst 
werden von eisiger,mörderischer Kälte. Und sie wissen, vielleicht müssen sie 
nocheinmal fliehen. | 

Der Rückzug der Alliierten aus der “Schutzzone”, der Rückzug der vereinten Hilfs- 
organisationen aus dem kurdischen Gebiet, sowie deren Kooperation mit Bagdad, 
aber auch die Ausklammerung der kurdischen Fragen aus den Nah-Ost-Verhand- 
lungen: das ist die Sprache der weiteren und erneuten Verantwortung der “interna- 
tionalen Gemeinschaft” an dem fortgesetzten schleichenden Völkermord am kurdi- 
schen Volk. 


SLOVENIEN -kein Kriegsbericht 


‚In den letzten Julitagen besuchten wir 
Ljubljana und die kroatische Adriakü- 
ste, 60 km von der italienischen Grenze 
entfernt. Der Abzug des jugoslavischen 
Bundesheeres aus Slovenien innerhalb 
von drei Monaten war gerade in Belgrad 
beschlossen worden. Der kroatische 
Bundespräsident hatte dagegen 
gestimmt, wohl wissend, daß dieses 
dann noch massiver ins benachbarte 
Kroatien einmarschieren würde. 

Als wir am 22. Juli ankamen, war gera- 
de eine Art Nationalfeiertag.Der öster- 
reichische Rundfunk verkündete den 
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“Tag des Kämpfers”.Nach dem unkom- 
plizierten Grenzübertritt erwartet uns 
ein unübersehbarer Fahnenkult. Aber 
die jugendlichen Slovenen wußte nicht 
zu sagen, um welche Art Feiertag es 
sich handelte: irgendwas mit Armee und 
zweiter Weltkrieg, einer mutmaßte gar, 
es solle der Armeeabschaffungs- Initia- 
tive gedacht werden. Nein, übertriebe- 
nen National-Patriotism konnten wir 
bei ihnen wie auch während unserer 
ganzen Reise nicht finden. Auch Marko 
Hren vom Zentrum für Friedenskultur 
und Gewaltlosigkeit meint: 


Hier soll etwas zum Krieg hochstilisiert 
werden. Aber dies wäre eine Verharm- 
losung des Krieges und zugleich würde 
dies die Illusion hervorrufen, der Kon- 
flikt wäre durch gewalttätige Auseinan- 
dersetzungen gelöst worden. Das finde 
ich sehr bedenklich. Die Kardinalfrage 
besteht darin, ob Europa fähig ist, Kon- 
flikte ohne Krieg zu lösen. Denn schon 
erhalten seperatistische Moldavier und 
Ungarn in Rumänien Auftrieb. Ihre 
Leseart der Ereignisse:” auch wir müs- 
sen endlich zu den Waffen greifen.” 

Im Büro des Friedensinstituts herrscht 
Hochbetrieb. Ein Teil der Räume wurde 
von der slovenischen Armee okkupiert. 
Es ist keine Zeit für ein ruhiges Inter- 
view, denn Soldaten, mit der Absicht zu 
desertieren, müssen beraten und Petitio- 
nen, die die slovenische Regierung in 
Belgrad vorlegen soll, ausgearbeitet 
werden. 

Dazwischen läutet ständig das Telefon. 
In Ljubliana bemerkt man nicht viel 
davon, daß hier vor kurzem noch 
geschossen wurde. Für den Notfall ste- 
hen Panzersperren und Barrikaden 
bereit. Es sind weitaus weniger Soldaten 
im Stadtbild zusehen, als zu DDR- Zei- 
ten wochenends in Reichsbahnwagons. 
Soldaten der Territorialstreitkräfte sit- 
zen im Park und spielen Schach oder 
Boggia. 1968 wurden diese Partisa- 
neneinheiten als Antwort auf die Beset- 
zung der CSSR geschaffen. Zur Zeit des 
Konflikts mit der jugoslavischen Bun- 
desarmee wurden wöchentlich Slovenen 
in die Territorialeinheiten einberufen. 
Aber wer nicht dienen wollte wurde 
auch nicht verfolgt. Die neue sloveni- 
sche Verfassung vom 1.Januar 1991 
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besagt: “Jede Person hat das Recht, sich 
als Kriegsdienstverweigerer zu 
erklären.“ Seit einem Jahr waren von 
slovenische Antimilitaristen über 150 
Wehrpässe eingesammelt worden. 90% 
der KDVer wären bereit, einen Ersatz 
zu leisten. Modalitäten für einen Zivil- 
dienst gibt es bisher noch nicht. Hier 
will man sich an das dänische Modell 
anlehnen, wo im Zivildienst auch wirk- 
lich Friedensarbeit in nichtstaatlichen 
Organisationen möglich sei. Mit 7 
Monaten hat Jugoslavien die kürzeste 
Militärdienstdauer in Europa. Die alpe- 
adria-initiative, ein gemeinsames Ent- 
militarisierungsprojekt mit österreichi- 
schen Grünen, hat jetzt jedoch schlech- 
te Karten für ihr Armeeabschaffungs- 
vorhaben.”In Österreich geht die Ten- 


“ denz eher in Richtung Berufsarmee. Die 


Popularität der Militärs ist trotz abente- 
urlicher und teurer Grenzeinsätze 
(Kosten für einen Monat 75 Mio Schil- 
ling) während der jugoslavischen Kon- 
flikte gestiegen. Dabei waren Panzer bis 
dicht an die Grenzbalken gerollt und 
einige Grenzübergänge - tödliche Falle 
für _ jugoslavische Flüchtlinge. 
Daß”Zivildiener” (die heißen hier offi- 
ziell so, echt!) wegen Wegfalls der 
Gewissensprüfung künftig 2 Monate 
länger dienen müssen(insgesamt 10) als 
die “Präsenzdiener” im östereichischen 
Bundesheer (eigentlich war die Verkür- 
zung der Militärdienstzeit in der Diss- 
kussion), stößt auf keine breitere Kritik 
mehr. Und das Verteidigungskonzept 
wurde ohne parlamentarische Abseg- 
nung von Raumverteidigung in Grenzsi- 
cherung durch die Militärs uminterpre- 
tiert. 
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Die slovenischen ‚Friedensaktivisten 
aber halten fest an ihrer Idee,der Schaf- 
fung einer völlig entmilitarisierten 
Zone. Sie fordern,bei Verhandlungen 
um das Selbstbestimmungsrecht Slove- 
niens dieses Angebot einzubringen. 
Marko Hren: “Im Wald werden ja auch 
Schneisen geschlagen, um der Ausbrei- 
tung von Waldbränden vorzubeugen.” 
Noch im März waren über 40% Slove- 
nier für ein entmilitarisiertes Slovenien. 
Konzepte nichtmilitärischer Sozialer 
Verteidigung wurden vom Friedensin- 
stitut bereits ausgearbeitet. Aber Vertei- 
digungsminister Janes Jansa, ein slove- 
nischer Eppelmann, steht solchen Vor- 
schlägen zunehmend ablehnend 
gegenüber.”Schließlich verdient er gut 
an seinem neuen Job. Schürt der Einfluß 
österreichischer Rechter den Nationa- 
litätenkonflikt, so dienen Gebietsforde- 
rungen italienischer Faschisten als 
Argument für die Militärbefürworter. 
Die katholische Amtskirche unterstützt 
ebenfalls eine Armeegründung. 

Jedoch seit der Krise entstehen Frie- 


‘ densgruppen in allen Teilen Jugoslavi- 


ens. In Kroatien wurden bereits Anfang 
des Jahres 20.000 Unterschriften für 


‚eine Armeeabschaffung gesammelt. Am 


15.Juli gründete sich in Belgrad das 
CENTRE FOR ANTIWAR ACTION, 
ein Zusammenschluß von Mitgliedern 
der “Europäischen Bewegung in Jugo- 
slavien”, Vereinigte Jugoslavische 
Demokratische Initiative”, ”Frauenpar- 
lament”, “Frauenpartei”, “Jugoslavi- 
sches Helsinkikomitee”,"Jugoslavisches 
Helsinki Bürgerforum” u.a. In ihrem 
Gründungsaufruf lesen wir sinngemäß: 
“Nur weil die Präsidenten Kroatiens, 
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Serbiens und Sloveniens nicht fähig 
waren,einen friedlichen Kompromiß zu 
finden, befinden wir uns in einem sinn- 
losen Krieg... Wir haben keinerlei Ver- 
pflichtungen diesen Autoritäten gegenü- 
ber und sind nicht gewillt, die Regeln 
ihres Spiels zu ertragen.” Das Ziel der 
Friedensgruppen ist Kriegsverhinde- 
rung, Antikriegspropaganda und die 
Demilitarisierung soweit wie möglich 
voranzutreiben. Erreichen wollen sie 
dies indem sie Deserteure unterstützen, 
Antikriegsdemos organisieren, genau 
beobachten wer die Konflikte schürt, zu 
diesem Zwecke auch die Presse beob- 
achten. Vor allem aber wollen sie gegen 
Menschenrechtsverletzungen, egal, von 
welcher Seite, vorgehen.Mittels Erstel- 
lung und Veröffentlichung von Doku- 
mentationen, sollen die Verantwortli- 
chen zur Rechenschaft gezogen werden. 
Aber die Zusammenarbeit über die eth- 
nischen Grenzen hinweg gestaltet sıch 
schwieriger denn je. Politisch sind die 
Entfernungen so weit wie von Berlin 
nach Alma Ata. “Jugoslavien” hat ım 
Grunde nie existiert. 1 

Als es im 16. Jahrhundert in Mode kam, 
politisch in nationalen Kategorien, zu 
denken, entstand als Antwort auf die 
Mythologie des Pan-Germanismus das 
ebenso paradoxe Konstrukt des Pan- 
Slavismus. Es sollte Schutz bieten 
gegen die nackte Gewalt, die von deut- 
schen und italienischen Großmachtan- 
sprüchen ausging. Es machte also nur 
Sinn gegen den Feind von außen. Als ım 
19. Jahrhundert klar wurde,daß die pan- 
slavische Einheit unrealistisch ist, blieb 
das Konzept vom Staat der Südslaven = 


1i 


Jugoslaven. Die panslavische Familie 
war gespalten in Katholiken und Ortho- 
doxe, in östliche und westliche Orientie- 
rung. Das Ideal einer jugoslavischen 
multinationalen Gemeinschaft ging 
damals nicht von Serben und Bulgaren 
aus, sondern zuerst von Slovenen, Kro- 
aten Istriern, Dalmatinern, Bosniern , 
die alle unter der Habsburger Monarchie 
lebten. Serben, Montenegriner und Bul- 
garen hatten bereits ihre eigenen Natio- 
nalstaaten. Letztere befürchteten, in 
einem gemeinsamen südslavischen 
Staat ihre Identität zu verlieren. Aber 
für die Serben war die Aussicht 
verlockend, dadurch den Anschluß an 
den Westen” zu finden. 


Trotz all dieser Schwierigkeiten wurde 
ein Netzwerk von 28 Basisgruppen aus 
dem gesamten jugoslavischen Staat 
nach einem Treffen in Sarajevo/Bosnien 
am 20. Juli in Gang gebracht. 10.000 
BürgerInnen nahmen an einer Frie- 
densdemonstration unter dem Slogan 
“Eine Minute vor Mitternacht” teil. Auf 
Tapetenrollen, die die gesamte Haupt- 
straße bedeckten, hatte jede/r Gelegen- 
heit, seine/ihre Meinung über den Krieg 
auszudrücken. Mit einem Corso bekun- 
deten Taxifahrer ihre Solidarität mit den 
Demonstranten. Im übrigen handelt es 
sich hierbei überhaupt um das erste 
eigenständige parteiunabhängige Netz- 
werk von Bürgerbewegungen. Beteiligt 
sind Frauen-, Umwelt-,Friedens, demo- 
kratische außerparlamentarische und 
regierungsunabhängige Gruppen/Orga- 
nisationen, z.B.auch die Soldateneltern- 
komitees, die mittels gewaltfreier 
Aktionen (Demos/Blockaden) die Frei- 
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lassung von Deserteuren und Kriegsge- 
fangenen durchsetzten bzw. ihre Söhne 
einfach aus den Kasernen herausholten 
und der militärischen Verwendung ent- 
zogen. Das Netzwerk für Frieden ruft 
auf zu einem gewaltfreien “Aufstand 
der Vernunft” gegen den Krieg. 
Solidarität ist das einzige saubere Mittel 
eines bedrohten Volkes... wir arbeiten 
für Frieden, Liebe und Zusammenle- 
ben, Menschenrechte, ethnische und 
nationale Rechte und, über dem allen 
stehend, für das Überleben der Bevölke- 
rung in allen Teilen des Landes...Die 
Differenzen, die wir haben, wie dieses 
Land reorganisiertt werden soll, 
schwächt nicht unseren gemeinsamen 
Willen, in Frieden zu leben und alle 
Probleme aufdem friedlichen Verhand- 
lungswege zu lösen ohne jegliche 
Gewalt. Das Statement fordert soforti- 
gen Waffenstillstand und appelliert an 
die Nationale Volksarmee, wie auch an 
alle anderen bewaffneten Verbände für 
Entpolitisierung des Militärs undEntmi- 
litarisierung der Politik. 

Alle BürgerInnen werden aufgerufenzu 
zivilem Ungehorsam gegen alle Ent- 
scheidungen und Maßregeln derAuto- 
ritäten, die den Konflikt verschärfen 
könnten. 

Gemeinsame Projekte sind: 

* die Forderung nach Abberufung derje- 
nigen Parlamentarier, die zum Krieg 
aufhetzen und öffentliche Untersuchung 
ihrer Aktivitäten ‚Bildung parteiüber- 
greifender parlamentarischer Friedens- 
arbeitsgruppen 

* Etablieren einer unabhängigen Presse 
agentur gegen die Desinformation der 
Medien 
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* Diskussion mit den Gewerkschaften, 
um einen symbolischen Generalstreik 
gegen den Krieg zu organisieren 

* Kooperation mit internationalen Frie- 
densgruppen, vor allem um den illega- 
len Waffenhandel zu untersuchen 

* Organisieren eines Rockkonzerts am 
Plitvice-See unter dem Titel "Ich will 
nicht gegen uns kämpfen" 

All diese Aktivitäten wurden auch von 
den Medien hier weitgehend verschwie- 
gen. Überhaupt wurde hierzulande der 
Eindruck vermittelt,nur die EG-Krisen- 
sitzung und Genschman hätten den 
Waffenstillstand erreicht. 

Für ethnische Selbstbetimmung sind 
alle Slovenen mit denen wir sprachen. 
Beim Referendum Ende letzten Jahres 
stimmten 92% für die Unabhängigkeit, 
was aber nicht gleichbedeutend mit 
Seperationswünschen ist. Denn sie wol- 
len nicht unbedingt einen eigenen 
National-Staat. Offen wären sie auch für 
eine gleichberechtigte konföderative 
Struktur. Daß auf slovenischem Gebiet 
fast ausschließlich Slovenen leben, 
macht es ihnen leicht,auch dafür einzu- 
treten, daß z.B. die Serben in Kroatien 
undBosnien ihre ethnische Autonomie 
erhalten. 

Angesprochen auf die Rolle anderer 
europäischer Länder wird als konflik- 
tentschärfend die Entsendung nichtmi- 
litärischer(!)Beobachter wie auch ein 
Wirtschaftsboykott gegenüber Belgrad 
angesehen. Aber daran verdient ja wie- 
der keiner, im Gegensatz zum Krieg! 
Ein Autofahrer meinte: 

"Die EG ist nur interessiert an einer 
Region mit billigen Arbeitskräften und 
Standorten für giftige Industriezweige." 
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So sind viele nicht sehr glücklich, daß 
im Juni in der slovenischen Verfassung 
die Unabhängigkeit festgeschrieben 
worden ist. (In Kroatien ist dies nur eine 
Resolution.) Andererseits beginnt aber 
bereits ein Privatmann mit Prägung und 
Druck slovenischen Geldes. Der Lipa 
wird hauptsächlich an Touristen ver- 
kauft und dient in wenigen Geschäften 
bereits als Zahlungsmittel. Obwohl 
Slovenien noch das reichste Bundesland 
im hoch an den IWF verschuldeten 
Jugoslavien ist, beginnen auch hier wirt- 
schaftliche Probleme zu wachsen. An 
Massenarbeitslosigkeit glaubt aber noch 
keiner. Überall treffen wir auf Unzufrie- 
denheit mit den Regierenden. 

Dabei gibt es viele Parallelen zur Nach- 
Wende-DDR. 
Eine Mitarbeiterin der Frauengruppe 
LILITH beklagt, daß Versprechen, sich 
für die gleichberechtigte Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Lebensgemein- 
schaften einzusetzen, von dem ehemali- 
gen Mitstreitern in emanzipatorischen 
Basisgruppen schlichtweg vergessen 
wurden. Die jetzigen Parlamentarier 
benutzen Ausflüchte:das wäre eben 
politisch nicht machbar. 
Tomas, der uns beim Trampen mit- 
nahm, erzählt, daß er während seines 
Studiums mit dem jetzigen Innenmini- 
ster so manchen Joint geraucht hat. Auf 
legalize-Forderungen reagiert er aber 
jetzt abweisend. "Klar, meint Tomas, 
der läßt den Stoff halt beschlagnahmen, 
wenn er was braucht". 
An der Adria gibt es fast ausschließlich 
Jugoslaven. Nur ein Zehntel der übli- 
chen Touristen ist erschienen. 10 Tage 
Militäreinsatz haben die Region wirt 
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schaftlich um 10 Jahre zurückgeworfen. 
Die Natur bräuchte allerdings mehr als 


10 Jahre,um sich zu regenerieren, wie 


die Schaumberge voller Detergenien 
anzeigen. g.h. 


Harte Devisen - schmerzliche Realitäten 


Konflikt zwischen BasisDruck Verlag und dem Verein 
Entweder Oderberger 


Zwischen zwei Ostberliner Gruppen mit 
alternativem Anspruch herrscht Krieg. 
Neue Schlösser werden eingebaut, 
einstweilige Verfügungen werden aus- 
getauscht, mit Anzeigen wird gedroht. 
Leider handelt essich nicht, wie das ehe- 
malige FDJ-Zentralorgan Junge Welt 
meint, um eine Provinzposse Hier wer- 
den symptomatisch die Mechanismen 
der neuen Gesellschaftsordnung klar, 
die sich die Mehrheit der DDR-Bürger 
im März 1990 erwählte und hier stehen 
Träume von einer anderen Art von 
Gesellschaft auf dem Prüfstand. Im 
Oktober 1990 schlossen der Basis- 
Druck-Verlag und der Verein Entweder 
Oderberger einen Vertrag über die 
gemeinsame Einrichtung eines Kommu- 
nikationszentrums in Räumen des Ver- 
eins. Die Leute vom Entweder Oderber- 
ger hatten schon Jahre vor dem Sturz 
des SED- Regimes im Wohnbezirks- 
ausschuß Kiezarbeit gemacht und 
waren, da sie das ernst meinten, oft in 
heftige Konflikte mit den Behördenge- 
raten. Der BasisDruck-Verlag wurde im 
November 1989 als Stimme derBürger- 
bewegungen gegründet. Von daher und 
aus gemeinsamenFreundschaften schien 
es klar, daß beide Gruppen gemeinsame 
Ziele haben und im Vertrag wurde das 
auch entsprechend formuliert: 

Gemeinsam bemühen sie sich, mit dem 
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Kommunikationszentrum Zweck und 
Ziel des Vereins und des Verlages zu 
unterstützen. Der BasisDruck-Verlag 
verpflichtete sich, die Geschäftsführung 
und die laufenden Kosten zu überneh- 
men, dafür sollte ihm der Erlös zur 
Abdeckung der Betriebskosten, 
Abschreibungen, Investitionen und 
Ertragsbeteiligung für die Betreiber zur 
Verfügung stehen. Von dem Restbetrag 
sollte der Verein Entweder Oderberger 
25% zur Finanzierung seiner Unkosten 
erhalten. 

Ob die nebelhafte Formulie- 
rung des Vertrags gute oder böse 
Absicht war, darüber streiten sich die 
Beteiligten. Jeder behauptet von sich, 
die Unklarheit als Understatement 
akzeptiert zu haben, umnach alter DDR- 
Gewohnheit die leeren Buchstaben mit 
den allenbewußten gemeinsamen Inhal- 
ten zu füllen. Plötzlich, so alle Kontra- 
henten übereinstimmend, sei es der 
Gegenseite klar geworden .daß das Cafe’ 
eine Goldgrube ist und habe demzufol- 
ge den Vertrag in ihrem Sinne zu inter- 
pretieren versucht, bzw. das Cafe” ganz 
an sich zureißen. Tatsächlich scheint es 
aber vorwiegend um eine Divergenz der 
Interessen zu gehen, die damals nicht 
deutlich genug formuliertwurde. Der 
Verlag wollte die öffentlichkeitsarbeit 
für eigene Produkte verbessern und aus 
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den Überschüssen Buchprojekte finan- 
zieren. Der Verein dachte daran, mit den 
Überschüssen die Kiezkultur zu finan- 
zieren, Hoffeste, Altenberatung, Mütter- 
beratung,Bürgerversammlungen, Info- 
veranstaltungen. Böses Blut machte 
auchein vollständig unterschiedliches 
Verhältnis zum Geld. Der Vereinlebte 
von Spenden und fühlte sich in einer 
Gnadenpositiongegenüber einem kapi- 
talistischen Geldgeber. Der Verlag hatte 
die Verantwortung für verhältnismäßig 
große Summen, diegewinnbringend 
investiert werden mußten, um neben 
Büchern und Zeitungen die Lohnzah- 
lungen der Mitarbeiter und schließlich 
auch Spenden aufzubringen. 

Was tatsächlich geschehen ist, 
kann hier nur in groben Zügengeschil- 


‚dert werden. Anfang Februar stiegen die 


vom Basisdruck angestellten Betreiber 
plötzlich aus, anfangs aus Krankheits- 
gründen, dann weil sie keine Lust mehr 
hatten. Leute vom Verein Entweder 
Oderberger übenahmen die Führung des 
Cafe’ s und wurden dafür vom Verlag 
pauschal bezahlt. Beiderseits herrscht 
Unzufriedenheit über den Zustand: Der 
Vertrag sei zu wolkig formuliert. Ein 
Unterpunkt in einem Vorschlag für 
einen neuen Vertrag wird von den Ent- 
weder Oderberger-Leuten als Angebot 
mißverstanden, das Cafe” käuflich zu 
erwerben. Der BasisDruck stimmt die- 
sem neuen Gedanken zu, verlangt aber 
100.000 DM. Der Verein hält die Forde- 
rung für zu hoch und will dem Verlag 
lediglich dieGelder erstatten, die für die 
Einrichtung des Cafe’ s bezahlt wur- 
den.Der Verlag beziffert diese Aufwen- 
dung auf 70.000 DM, besteht aber auf 
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eine zusätzliche Prämie, dann Gewinn- 
abgeltung von 30.000 DM. 

Der Verein sieht Letzteres 
nicht ein, hat auch, weil ihm wie vielen 
Ostberliner Vereinen vom Westberliner 
Amtsgericht das Vereinsrecht aberkannt 
wurde, große Schwierigkeiten mit der- 
Kreditbeschaffung. Aber auch der 
BasisDruck-Verlag hat in der neuen 
Presselandschaft immer mehr Schwie- 
rigkeiten. Die Zeitschrift DieAndere 
arbeitet, wie die meisten Zeitungen und 
Zeitschriften im Vertriebsgebiet Ost mit 
hohen Verlusten. Darüber wird aber 
nicht geredet. Die Beziehungen der bei- 
den Gruppen sind mittlerweile so ange- 
spannt, daß man nur noch Statements 
austauscht oder sich über Schriftverkehr 
verständigt. Da diese Schreiben zum 
Teil unklar und unprofessionell abge- 
faßt sind, entstehen zusätzliche Mißver- 
ständnisse. Ein Brief des Vereins Ent- 
weder Oderberger vom 14. Juni meint 
eigentlich, daß der Verein zur Zeit beim 
bestenWillen nicht mehr als 50.000 
Mark auftreiben kann und daß man wei- 
terhin nicht die 30.000 DM Aufpreis 
akzeptiert. Der Ton des Briefes ist aber 
ultimativ und dem BasisDruck werden 
über die verfügbaren 50.000 DM aus 
den ihm laut Vertrag zustehenden Erlö- 
sen zusätzliche 15.000 DM angeboten. 

Der Verlag empfindet das als 
Frechheit und kommt zu der Schlußfol- 
gerung, daß der Verein wohl will aber 
nicht fähig ist, eine einvernehmliche 
Regelung mit dem BasisDruck zu fin- 
den.Vier Leute aus der Geschäfts- 
führung des Verlags schließen am 1.Juli 
das Cafe und bauen ein neues Schloß 
ein. Schon am nächstenTag nimmt der 
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Verein Entweder Oderberger die Räume 
mit Hilfe einer Hausfriedensbruch- 
Anzeige und einer einstweiligen Verfü- 
gung wieder in Besitz. Mit Hilfe einer 
anderen einstweiligen Verfügung vom 
22. Juli untersagt der Verlag die Weiter- 
betreibung des Cafe‘ s. Zwischendurch 
gibt es Flugblätter des Vereins und eine 
Kurzchronologie des Verlags. Der Ver- 
ein fragt Kiezladen oderKommerz- 
schuppen? Der Verlag wirft dem Verein 
Geldgier vor. Jetzt taucht ein neuer Fak- 
tor auf. Die WestberlinerEigentümerin 
des Hauses, die Quadrat GmbH erklärt 
den Mietvertrag mit der KWV für einen 
Verstoß gegen die guten Sitten 

und damit nichtig. Sie fordert dazu auf, 
bis zum 15. August die Räumlichkeiten 
unverzüglich geräumt herauszugeben 


Nun werden sich die Kontra- 
henten hoffentlich gegen diesen 
gemeinsamen Gegner einig werden. 
Aber die Schwierigkeiten werden blei- 
ben: Der Umgang mit einer Währung, 
mit der man alles kaufen und alles tun 
kann, einschließlich der Vernichtung 
der Existenz des Anderen. Hinzu 
kommt der unbarmherzige Konkurrenz- 
kampf, in dem auch alternative Betriebe 
und Vereine stehen. Gefragt sind nicht 
mehr gute oder schöne Ideen, gefragt 
wird, ob sie sich vermarkten lassen. Das 
sind kapitalistische Tatsachen, an denen 
niemand vorbeikommt, der diese harte 
Währung benutzt. Aber ich denke, es 
muß auch gefragt werden, ob die beiden 
Gruppen nicht soweit in ihre Interessen- 
situation und ihren Kampf ums Überle- 
ben eingesponnen sind, daß sie nicht 
mehr daran interessiert sind, welche 
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Probleme die anderen haben, auf wel- 
chem Gebiet es gemeinsame Interessen 
gibt,wo Interessengegensätze herrschen 
und wie durch einen Kompromiß 
gemeinsame Lösungen gefunden wer- 
den können. Wenn im Oktober 1990 
Solidarität noch Ehren- und Prinzipien- 
sache war, so wird sie jetzt zur Geld- 
und Existenzfrage. Dies kann positiv 
oder negativ gelten. Aber Alternativ- 
strukturen und Ansätze einer Gegenge- 
sellschaft werden sich nur halten kön- 
nen, wenn Solidarität ein Geschäfts-und 


Überlebensprinzip wird. 

Das wird aber nur möglich 
sein, wenn die Partner sowohlInteressen 
als auch Interessengegensätze klar for- 
mulieren und Konfliktfälle vertraglich . 
regeln. Eine Gesellschaft, in der alle die 
gleichen Interessen haben ist Harmonie- 
duselei, wird es auch inZukunft nicht 
geben. Menschliche Gemeinschaft wird 
immer nur imständigen Bemühen um 
Interessenausgleich, um einen gerechten 
Vertrag möglich sein. r.l. 


Die Bewegung ist tot, es lebe die Bewegung 


Zwei Jahre besetzte Häuser in Ostberlin 


In den zwei Jahren, die vergangen sind, 
seit in Ostberlin das erste Haus besetzt 
worden ist, hat die Hausbesetzerbewe- 
gung etliche Höhen, aber ungleich mehr 
Tiefen gesehen. Gerade in den letzten 
Monaten ist sie vielfach totgesagt wor- 
den. Aber es gibt immernoch besetzte 
Häuser in Ostberlin und die Bewohne- 
rinnen schlagen sich immer noch mit 
allen möglichen Behörden und Ämtern 
herum. Doch besetzte Häuser gibt es auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR mit 
ihren noch fortwirkenden Sondersitua- 
tionen nicht nur hier. Darum soll im 
Folgenden versucht werden, diese ver- 
gangenen zwei Jahre in kurzen Strichen 
nachzuzeichnen und einen Überblick 
über die bisherigen Erfahrungen zu 
geben. 


Besetzungen 
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Besetzen von Wohnungen hatte in Ost- 
berlin eine lange Tradition - daß Leute 
ein ganzes Haus auf einmal besetzen 
und es ganz bewußt als ihren Raum 
begreifen und in Besitz nehmen, war im 
August 1989 für DDR-Verhältnisse 
ungewöhnlich. Bis dato waren derartige 
Vorhaben immer von der Staatssicher- 
heit vereitelt worden, die - “ver- 
ständlicher” Weise - hinter derartigen 
Aktionen (zum Beispiel in der Lychener 
und in der Wörther Straße im Prenzlau- 
er Berg) die Bildung neuer konspirativer 
Zentren vermutete. Viel Lärm durfte 
man auch am Ende der DDR noch nicht 
schlagen, darum richtete sich das Inter- 
esse der Öffentlichkeit auch erst Anfang 
Januar 90 auf die Häuser Schönhauser 
Allee 20/21. In dem Drunter und Drüber 
der sogenannten Wende waren aber 
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mittlerweile schon etliche Gruppen auf 
der Suche nach leerstehenden Häusern - 
was in den Altbauvierteln Ostberlins ja 
nicht weiter schwer war. Von Anfang an 
gab es (mindestens) zwei unterschiedli- 
che Motive für Gruppen, sich auf diese 
Suche zu machen. Zum einen waren da 
die, die “nur” auf der Suche nach geeig- 
netem Raum für gemeinsame Wohn- 
und Lebensprojekte waren; diese Grup- 
pen haben sich auch später nur selten als 
Teil einer Hausbesetzer”’bewegung” 
begriffen. Im Selbstverständnis anderer 
Gruppen war der Vorgang des Hausbe- 
setzens dagegen ein durch und durch 
politischer Akt, oder aber es ging 
zumindest auch darum, endlich eigene 
Räume für politische Arbeit zu haben 
und nicht mehr auf Wohnzimmerkreise 
oder Pfarrhäuser angewiesen zu sein. 
In einer ersten Welle Anfang des Jahres 
1990 wurden hauptsächlich Häuser im 
Stadtbezirk Prenzlauer Berg besetzt, im 
Laufe des Frühjahrs und des Frühsom- 
mers folgten dann weitere Besetzungen 
vor allem in Mitte und Friedrichshain. 
Im Spätsommer 1990 waren in Ost- 
berlin 138 Häuser in vier Stadtbezirken 
besetzt - eine Zahl, von der schließlich 
alle überrascht waren. 


B-Rat und Vertragsgremium 


Um den Informationsfluß zwischen den 
Häusern zu verbessern und Aktionen 
miteinander koordinieren zu können, 
wurde im Januar in der “Kirche von 
Unten” (KvU) ein Gesamtberliner B- 
Rat ins Leben gerufen, der auf bezirkli- 
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cher Ebene anfangs durch jeweils unab- 
hängig voneinander tagende Treffen 
untersetzt war, die weder regelmäßig 
stattfanden, noch die politische Funkti- 
on des B-Rates wahrnahmen (vor allen 
Dingen handelte es sich um sogenannte 
Schutztreffen im Prenzlauer Berg). Wie 
alle späteren Einrichtungen der Besetze- 
Innen war dieses Gremium zu einem 
gewissen Teil aus der Not heraus gebo- 
ren: im späten Winter und im Frühjahr 
1990 hatten sich die besetzten Häuser 
gegen eine Vielzahl von Fascho-Angrif- 
fen zur Wehr zu setzen. Abgesprochene 
und auf einander abgestimmte Aktionen 
waren von daher genauso notwendig 
wie einigermaßen funktionierende Info- 
Netze zwischen den Häusern eines 
Stadtbezirks, vor allem aber über die 
Stadtbezirksgrenzen hinaus. Das Äuße- 
re der Häuser veränderte sich: zu 
schwarz-roten Fahnen und Transparen- 
ten kamen schnell Gitter, mit denen die 
Fenster geschützt wurden. Aus Furcht 
vor den marodierenden Fußballhorden 
und Jungfaschos verwandelte sich man- 
ches Haus in eine regelrechte Festung. 
Die Menge der Häuser, die tatsächlich 
im B-Rat mitarbeitete, wechselte stän- 
dig - alle waren es nie. 

Zur selben Zeit begannen aber auch die 
Versuche, die gewonnenen Freiräume 
gegenüber dem Staat abzusichern. Das 
Mittel der Wahl waren Verhandlungen 
mit dem Ziel von Sicherungsverträgen 
für jeweils ein Haus. Anfänglich gesch- 
ah das in separaten Gesprächen einzle- 
ner Häuser mit einzelnen KWV’s, doch 
weil dort schon bald die Umwandlung 
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in GmbH’s auf der Tagesordnung stand 
und daher niemand mehr kompetent 
war, beschloß der B-Rat, nur noch mit 
dem Magistrat direkt zu verhandeln. 
Obwohl die Seperatverhandlungen ein- 
zelner Häuaser den ganzen Sommer 
über weiterliefen, wurde am 22.6.90 
das Vertragsgremium des B-Rates ge- 
gründet, das die Aufgabe hatte, die Ver- 
handlungen mit dem Magistrat zu 
führen. Ziel dieser Verhandlungen war 
die Sicherung der Häuser für die 
BewohnerInnen durch langfristige Nut- 
zungsvereinbarungen mit der Stadt - in 
deren Besitz sich (damals noch) die 
Häuser befanden. Am 27.6.90 kam es zu 
einem ersten Treffen, bei dem der Magi- 
strat noch inkompetent war. Eine erste 
reguläre Beratung fand dann am 4.7.90 
statt, zu dem der damalige Stadtrat 
Thurmann einen gerade frisch aus der 
West-Verwaltung importierten Beamten 
namens Holzinger schickte. Dieser 
Mann zeichnete sich vor allem dadurch 
aus, daß er bereits Anfang der achtziger 
Jahre in Westberlin Verhandlungen mit 
BesetzerInnen geführt hatte (nach Lum- 
mers heißem Sommer). So wundert es 
auch nicht, daß das Vertragsgremium 
nach diesem Treffen einschätzte: “...hat 
die Stadt im Augenblick weder ein 
Interesse noch die Zeit, sich ausführlich 
mit besetzten Häusern zu beschäftigen.” 
Doch das war ein Trugschluß, denn 
immerhin hatte die Stadt genug Zeit, 
einen Beschluß der Stadtverordneten- 
versammlung herbeizuführen, der mit 
dem Stichtag 24.7.90 die sogenannte 
“Berliner Linie” auch im Ostteil der 
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Stadt einführte. Damit war der relative 
Friede mit den Behörden beendet. 
(Abgesehen davon, daß die “Berliner 
Linie”, die dann praktiziert wurde, 
eigentlich eine “Münchner Linie” war: 
Räumung von Neubesetzungen inner- 
halb von 24 Stunden. Ein SPD-MagiSe- 
nat machte CSU-Politik ...). 

Am 31.7.90 stecken die Verhandlungen 
dann folgerichtig das erste Mal in der 
Sackgasse. Vor allem ein zusätzlich auf- 
getauchtes Problem, die notwendige 
Winterfestmachung der Häuser, war 


‚damit in den Sand gesetzt. Auf Grund 


des Waffenklirrens von Seiten des Ma- 
gistrats beschloß das Vertragsgremium, 
in die Öffentlichkeit zu gehen. In einem 
offenen Brief an den Magistrat heißt es: 
“Die vom Magistrat angekündigte Pro- 
jektgruppe für Hausbesetzungen hält 
sich bereits im Voraus für nicht zustän- 
dig. [...] Politische Handlungs- 
unfähigkeit ist zu bescheinigen. [...] 
Angesichts der bevorstehenden groß- 
deutschen Wahlen ist die Devise: “ Ver- 
haltet Euch ruhig und friedlich, fried- 
lich, friedlich, dann könnt ihr bis kurz 
nach den Wahlen in den Häusern blei- 
ben’.” Immer mehr Leute hatten den 
Eindruck, nur veralbert zu werden. Der 
Eindruck war richtig, denn der Magi- 
strat war nicht unfähig und auch nicht 
untätig. Am 10.8.90 nämlich erteilte 
eben jener Herr Holzinger dem 
Anwaltsbüro Dr. Knauthe und Partner 
(Kurfürstendamm 44, 1/15)(kommt 
jemandem der Name bekannt vor?) den 
Auftrag, mittels eines Gutachtens zu 
prüfen, wie besetzte Häuser nach DDR- 
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Recht, das ja noch galt, zu räumen sind. 
Das Gutachten wurde mit Datum vom 
24.8. durch Herrn Dr. Riebschläger 
(noch bekannt der Mann ?) übergeben 
und in Gesprächen am 3.9. und einem 
Brief vom 7.9. erläutert. Die Herren 
kamen zu dem Schluß, daß eine Räu- 
mung nach DDR-Recht “leider” nicht 
möglich wäre, solange nicht die Namen 
der Besetzer bekannt seien. Am 30.8. 
nimmt daraufhin der Magistrat die Ver- 
handlungen wieder auf. Am 3.10. kehrt 
die DDR heim ins Reich. Am 8.10.90 
werden die Verhandlungen endgültig 
durch den Magistrat abgebrochen. 
Pikant ist die Begründung: man ver- 
handle nicht mit anonymen Gremien, 
man wolle Namen (s.o.). Zu einer ver- 
traglichen Vereinbarung mit den 88, 
durch das Vertragsgremium vertretenen 
Häusern ist es nicht gekommen. Nur 
einzelne “Einzelverhandler” hatten 
inzwischen Nutzungsvereinbarungen 
über ihre Häuser. 


Mainzer Straße 


Das Ende des B-Rats beginnt im Som- 
mer 1990: Im September und Oktober 
war dieses BesetzerInnen-Gremium von 
internem Streit zerfressen. Anlaß waren, 
vorsichtig ausgedrückt, unterschiedliche 
Vorstellungen von der Art und Weise, 
in der politische Diskussionen geführt 
werden. Leute aus Ostberlin warfen 
GenossInnen aus Westberlin Macker- 
verhalten vor, die wiederum konterten 
vor allem an die Adresse von Vertrete- 
Innen aus dem Prenzlauer Berg mit 
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Vorhaltungen über “das Sektierertum 
der PrenzelBerger”. Inhaltliche Ausein- 
andersetzungen über die Vorwürfe wur- 
den nicht geführt. Dem Unverständnis 
der einen stand die Arroganz und der 
Verweis auf längere politische Traditio- 
nen der anderen gegenüber. Aus dem 
Riß innerhalb des B-Rates wurde 
schnell eine tiefe Kluft. Eine mindestens 
informell wichtige Struktur der Besetze- 
rInnenbewegung löste sich so aus klein- 
lichen Gründen und menschlichem 
Unvermögen langsam selbst auf. Einzig 
ein neuer Terminus war in die Diskussi- 
on autonomer Zusammenhänge in Ber- 
lin neu eingebracht worden: der “Ost- 
West-Konflikt”. 

Am 12.11.90 beendet der MagiSenat 
den latenten Konflikt, in dem sich die 
BesetzerInnenbewegung befindet. Nach 
dem im August und September mehrere 
HausbesetzerInnendemos stattgefunden 
hatten, nach dem man eine Neubeset- 
zung in Mitte geräumt hatte und eine an- 
dere in Friedrichshain wegen des ent- 
schlossenen Widerstands der Besetze- 
rInnen dulden mußte, nach dem der Ton 
rauher geworden war und die Besetze- 
Innen inzwischen eine eigene Zeitung 
hatten (Ersterscheinen der ersten Serie 
von insgesamt 29 Nummern am 5.8.90), 
geht die Verwaltung zum Angriff über. 
In den frühen Morgenstunden werden 
zwei Häuser in Lichtenberg und ein 
Haus im Prenzlauer Berg geräumt. 
Begründung: Besetzung nach dem 
24.7., also nach dem Magistratsbe- 
schluß. Bezirkspolitiker, wie etwa der 
stellvertretende Stadtbezirksbürgermei- 
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ster von Prenzlauer Berg, die noch am 
Wochenende davor durch eilige Depe- 
schen versuchen, den Wahnsinn aufzu- 
halten, werden an die Wand gedrängt. 
Der Senat will - also sei es. 

Der Protest gegen die Räumungen, 
besonders aus den besetzten Häusern in 
der Mainzer Straße vorgetragen, ent- 
wickelt sich binnen Stunden zu einer 
Straßenschlacht. Die erste Runde, am 
Abend des 12.November, geht an die 
BesetzerInnen. Am 14.November wird 
die Mainzer Straße geräumt, mit dem 
größten Polizeiaufgebot und der mili- 
tantesten Schlacht, die das Nachkriegs- 
berlin bei der Durchsetzung alternativer 
Lebensvorstellungen bis dahin gesehen 
hat. Alle Vermittlungsversuche von 
Politikern und einfachen Bürgern, alle 
Solidarität hat das nicht verhindern kön- 
nen. Die BesetzerInnenbewegung Öst- 
berlins ist endgültig aus dem Stande der 
Unschuld entlassen. Der Staat, der in 
diesem Teil der Stadt ein neuer Staat ist, 
hat ein Exempel statuiert. Darum ging 
es. Und um die ersten gesamtberliner 
Senatswahlen, die vierzehn Tage später 
über die Bühne gehen sollten. 

“Nach der Schlacht” machte sich aller- 
orten Resignation breit. Die stadtweiten 
Strukturen, vor allem der B-Rat, zerbrö- 
selten nach beschriebenen Schwierig- 
keiten aus dem Frühherbst nun völlig. 
Eine wirkliche Aufarbeitung der Ereig- 
nisse hat bis heute nicht stattgefunden. 
Alle waren sich mehr oder weniger 
darin einig, daß eine, die erste Phase 
von Hausbesetzungen hinter den Barri- 
kaden und vor den Wasserwerfern ihr 
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Ende gefunden hatte. Daß damit im 
Grunde nachträglich den Senatsstrate- 
gen, die die Aktion später mit Lügen - 
etwa der, daß die BesetzerInnen die 
Magistrats-Verhandlungen abgebrochen 
hätten, oder der tollen Geschichte vom 
Weinballon, der zum Supermolli wurde 
- und Verdrehungen der Wahrheit zu 
rechtfertigen suchten, Recht gegeben 
wurde, ist innerhalb der BesetzerIn- 
nen”bewegung” nie vollständig reali- 
siert worden. Denn nicht zufällig war 
die Mainzer Straße Ziel der Staatsaktion 
- galt sie den Beamten doch immer als 
“Kopf der Bewegung”. Obwohl sich in 
Strukturen, die nur ein gleichberechtig- 
tes Miteinander kennen (und solche sind 
Senatsbehörden eben genau nicht), eine 
solche Vorstellung selbst ad absurdum 
führt, ist der Zusammenbruch eben 
jener stadtweiten Zusammenarbeit doch 
eine Bestätigung dieser aberwitzigen 
Behauptung. Zu der hier eingeklagten 
Aufarbeitung müßte dann nämlich auch 
die Frage gehören, inwieweit auf den 
am meisten politisch handelnde Teil 
einer Bewegung fast schon automatisch 
durch andere Teile Verantwortung delli- 
giert wird, inwieweit sich die anderen 
darauf verlassen, daß “die da”, die 
“Politcracks” es schon richten werden. 


Runde Tische in Berlin 


Sowohl der Abbruch der Gespräche 
durch den Magistrat als auch die Streite- 
reien im gesamtberliner B-Rat leisteten 
einer neuen Entwicklung Vorschub. 
Zum einen waren zwischenzeitlich in 
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den einzelnen Stadtbezirken aus den 
alten Stadtbezirksplena unabhängig von 
einander opperierende B-Räte entstan- 
den, zum anderen hatte der Magistrat 
seine Unzuständigkeit erklärt und dar- 
auf verwiesen, daß Vertragsverhandlun- 
gen ohnehin nur mit den bezirklichen 
Wohnungsbaugesellschaften zu führen 
seinen. Aus dem Prenzlauer Berg war 
die Idee gekommen, derartige Verhand- 
lungen an einem sogenannten “Runden 
Tisch Instandbesetzung” zu veranstal- 
ten, an dem außer der zuständigen Woh- 
nungsbaugesellschaft auch das Bezirk- 
samt und die in die Bezirksversamm- 
lung gewählten Parteien vertreten sein 
sollten. Da sich diese Idee berlinweit 
nicht durchsetzen ließ, andererseits aber 
solche Fragen wie Winterfestmachung 
drängend im November drängend wur- 


an 
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den, entschloß sich der PrenzelBerg- 
Rat, für den 9.11. einen solchen “Run- 
den Tisch” einzuberufen. 

Die erste Runde blieb in ebenso wie die 
Verhandlungen des Vertragsgremiums 
mit dem Magistrat in Unverbindlichkei- 
ten stecken; nur zwei der politischen 
Parteien sahen sich überhaupt genötigt, 
teilzunehmen. Die zweite Verhand- 
lungsrunde fand dann am 16.11. un- 
mittelbar nach den Ereignissen in der 
Mainzer Straße statt. Eben unter dem 
Eindruck dieser Ereignisse kamen nun 
wirkliche, auf Ziele orientierte Ver- 
handlungen zustande - wenigstens in 
diesem Stadtbezirk. Die Verhandlungen 
hatten ab dem zweiten Treffen aus- 
schließlich einen politischen Charakter, 
denn auch im Prenzlauer Berg war nicht 
unumstritten, solche Verhandlungen zu 
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Runden Tisch in Mitte dauerten fast 
fünf Monate - immer wieder zurückge- 
worfen durch sich ändernde Auslegun- 
gen des gerade geltenden Rechtes -, in 
Friedrichshain sind auch bedingt durch 
internen Streit von Teilen des Friedel- 
Rates Lösungen angenommen worden, 
die im Prenzlauer Berg einen Aufstand 
ausgelöst hätten. 


Die nächste Runde 


Im Frühjahr und Frühsommer 1991 
kümmerte sich im Grunde jedes Haus 
außschließlich um sich selbst. Die Ver- 
einzelung, die mit dem Streit im 
gesamtberliner B-Rat begonnen hatte, 
erreichte ihren ersten “Höhe”punkt. 
Viele waren erschöpft von den schlep- 
penden Verhandlungen an den Runden 
Tischen - das “Modell Prenzlauer Berg” 
ließ sich eben nicht verallgemeinern ! - 
das Mitte-Plenum beispielsweise stellte 
seine Zusammenkünfte nach erfolgter 
Vertragsparaphierung ganz ein. Infor- 
melle Zusammenhänge zwischen Häu- 
sern und auch zwischen Stadtbezirken 
waren wieder ausschließlich durch Kon- 
takte unter Einzelnen gegeben - entspre- 
chend groß war die Verwirrung und die 
Menge der einander widersprechenden 
umlaufenden Informationen. Nach dem 
Zusammenbruch des alten, auf Rotation 
ausgelegten BesetzerInnen-Zeitungs- 
Konzeptes und einer Zwangspause von 
12 Wochen, begann dieses minimale 
Austauschorgan zwar wieder zu 
erscheinen, überbezirkliche Strukturen 
aber existierten definitiv nicht mehr. 
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Von den ehemals 12 Häusern nahmen 
an den weiterhin regelmäßig stattfinden 
Treffen des Prenzel-Rates maximal drei 
oder vier teil; die VerhandlerInnengrup- 
pe in Friedrichshain besteht mittlerwei- 
le aus sechs Häusern, diejenigen, die 
entschiedenen Widerstand leisten und 
versucht haben, im Frühjahr einen B- 
und-Tat-Rat zu installieren, vertreten 
vier Häuser. Alle Versuche, so auch der 
eben genannte, alte berlinweite Struktu- 
ren wieder neu zu beleben scheiterten. 
Die BesetzerInnen”bewegung”” exi- 
stiert de facto nicht mehr. Trotzdem ist 
die einsetzende Vereinzelung durchaus 
ambivalent zu bewerten. In dieser Zwi- 
schenzeit nämlich konzentrierten sich 
BesetzerInnengruppen wieder verstärkt 
auf ihre ursprünglichen Zielstellungen: 
eine Vielzahl von freien Galerien, 
Cafe’s und Treffpunkten entstand - 
ohne jedoch einen inneren Zusammen- 
hang und einen funktionierenden Bezug 
aufeinander zu haben. Der Ausgangs- 
punkt allerdings - funktionierende neue 
Kiezklulturen aufzubauen - rückte wie- 
der stärker in den Mittelpunkt des Inter- 
esses. 

Zu Hilfe kommt den BesetzerInnen Ost- 
berlins in der letzten Zeit die Bau- und 
Bodenmafia Berlins (und der Schreiber 
weiß, daß dies zynisch klingen muß). 
Innerhalb von vier Wochen wurde ein 
besetztes Haus im Prenzlauer Berg das 
Ziel zweier unmittelbarer und eines mit- 
telbaren Brandanschlages. Diese Vor- 
gänge, die die Umstruk- 
turierungsphantasien des Westberliner 
Senates wieder verstärkt in das Blick 
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feld von BesetzerInnen rücken, sorgen 
für eine neuen Politisierung der 
“Szene”. Offenbar wurde an diesen 
Bränden, daß momentan in Ostberlin all 
jene Methoden durchgezogen werden 
sollen, die seit etlichen Jahren in der 
Bundesrepublik politisch nicht mehr 
durchsetzbar sind. 

Über die tätige Solidarität (Brandwa- 
chen etc.) kommt wieder in,Gang, was 
nach den verbalen Verletzungen, die 
man sich gegenseitig in den letzten 
Monaten zugefügt hatte, kaum vorstell- 
bar war: der Versuch, auch wieder einen 
gesamtberliner B-Rat zu reaktivieren. 
Zwar gibt es noch viele Leute, die darin 
lediglich die Bemühung, eine Leiche 


wiederzubeleben, sehen, andere aber 
stehen dem Ganzen insofern aufge- 
schlossen gegenüber, als daß sie sich auf 
eine Abwarte-Position begeben haben. 
Vorprogramiert ist allerdings ein 
Grundmangel: in den letzten zwei Jah- 
ren haben die Besetzerinnen und Beset- 
zer in Ostberlin immer nur dann Struk- 
turen untereinander entwickelt, wenn sie 
durch äußeren Druck dazu gezwungen 
worden waren. Notwendig - neben einer 
auf viele Schultern verteilten Analyse 
der bisher gemachten Erfahrungen - 
wären aber Verbindungen untereinan- 
der, die unabhängig von den tagespoliti- 
schen Fährnissen und Streitereien exi- 
stenzfähig sind. lupo 


Das durfte nicht in einer Versöhnung enden 
Interview mit Bärbel Bohley 


lupo: Wie siehst du daß, was damals 
in der Mainzer Straße passiert ist, 
von heute aus, mit fast einem Jahr 
Abstand? 


Bohley: Man hat damals probiert, die 
staatliche, die polizeiliche Macht auszu- 
testen, und man hat das am schwäch- 
sten, am umstrittens Teil der Be- 
völkerung - eben den Hausbesetzern 
getan. Man hat versucht, Dinge zu been- 
den, ohne daß eine kontroverse Diskus- 
sion sowohl über Ziele und Inhalte von 
Hausbesetzungen als auch über die 
staatlichen Mittel dagegen geführt wer- 
den konnte. Und man mußte auch selbt 
die Diskussion über und mit Hausbeset- 
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zem, über die Probleme von Jugendli- 
chen nicht führen und konnte so die 
eigene Konzeptionslosigkeit ganz gut 
verstecken. 


Das Argument, daß vorallem damals 
häufig zu hören war, lautete, daß es 
sich hier um die dritte, die militäri- 
sche Phase des Anschlusses der ehe- 
maligen DDR gehandelt hat. Könn- 
test du dem folgen, oder würdest du 
dieses Argument eher kritisch sehen? 


Ich glaube, daß die Politiker entgegen 
ihren Beteuerungen sehr wohl gewußt 
haben, daß dieser Anschluß nicht so 
glatt verlaufen wird. Von daher hatten 
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sie sich auch schon auf irgendwelche 
Auseinandersetzungen vorbereitet. Was 
ja aber nicht bedeutet, daß alles, was 
dann zu tun wäre, so ohne weiteres von 
der Bevölkerung akzeptiert würde. 
Unter diesen Bedingungen muß man die 
Akzeptanz von Maßnahmen eben auste- 
sten. Und das ist meiner Meinung nach 
passiert. Ich würde daß trotzdem nicht 
als militärischen Anschluß sehen. 


In den drei Tagen hast du, wie andere 
auch, eine ganze Menge von Vermitt- 
lungsversuchen unternommen, die 
alle gescheitert sind. Warum, glaubst 
du, war das so? 


Sie mußten scheitern . Als ich mitten 
drin steckte, glaubte ich zwar an eine 
gewisse Automatik der Situation, aber 
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inzwischen sehe ich das anders. Eben 
wenn man testen wollte, wie weit man 
gehen kann, dann konnte es anderer- 
seits keine Automatik geben, dann soll- 
te auch keine Vermittelung stattfinden. 
Das durfte nicht in einer Versöhnung 
enden. Zum Schluß war das ja auch zu 
bemerken. Es war kein Zuständiger 
erreichbar, oder aber einer hat die Ver- 
antwortung auf den anderen geschoben. 
Und von den tatsächlich Verantwortli- 
chen war niemand zum Gespräch bereit. 


In diesen drei Tagen haben alle Betei- 
ligten so funktioniert , wie sie es soll- 
ten, quasi wie ausgerechnet. Die 
Hausbesetzer haben militanten 
Widerstand geleistet, die Polizei hat 
gewaltsam darauf geantwortet, die 
Bürgerbewegungen haben versucht, 
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‚führen, während im Friedrichshain wei- 


tere Häuser von Räumung, bedroht 
waren. Die sogenannte Verhandler- 
Fraktion im Prenzlauer Berg aber war 
nie ideologisch abgespalten von den 
sogenannten Hardlinern: mehrere Ver- 
treter der Vertragsgegner nahmen aktiv 
an den Gesprächen teil, um ihre - zuför- 
derst politischen - Ansätze 

mit in die Verhandlungen einbringen zu 
können. Das kann jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der PrenzelBerg- 
Rat selbst in dieser Zeit nur zwölf von 
38 besetzten Häusern vertreten hat - die 
anderen allerdings hatten sich bereits 
ein halbes Jahr vorher durch Einzelver- 
handlungen Nutzungsverträge gesichert. 
Nach zwei Monaten konnte im Prenz- 
lauer Berg ein Vertragspaket aus Opti- 
ons- und Mietverträge unterzeichnet 
werden, daß mindestens den Intentionen 
der Vertragsentwürfe des Vertragsgre- 
miums sehr nahe kam. Die BesetzerIn- 
nen OÖstberlins hatten sich nämlich in 


der Zwischenzeit mit den veränderten . 


Rechtsvorschriften herumzuschlagen, 
insbesondere mit den Rückübertra- 
gungsansprüchen von Alteigentümern. 
Um dagegen in irgendeiner Art und 
Weise eine Gegenwehr zu haben, hatte 
der PrenzelBerg-Rat zähneknirschend 
beschlossen, sich auch auf Einzelmiet- 
verträge einzulassen. Gedacht war das 
am 11.1.91 paraphierte Vertragsmodell 
auch als eine Art Muster, das in den 
anderen Stadtbezirken nachgenutzt wer- 
den könnte. Ausgehandelt worden war 
außerdem: Stellung eines Ersatzobjek- 
tes für das am 12.November geräumte 
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Haus im Bezirk; Angebot der ausgehan- 
delten Lösung an all die besetzten Häu- 
ser des Bezirkes, die sich nicht durch 
den B-Rat haben vertreten lassen (das 
war notwendig, weil durch die verän- 
derte Rechtslage die bereits vorhande- 
nen Nutzungsverträge quasi unwirksam 
geworden waren); die Möglichkeit, 
nach wie vor leer stehende Gebäude an 
freie Gruppen zur Nutzung zu vergeben. 
Der Gesamtheit der Ergebnisse konnten 
sich schließlich auch die Häuser ansch- 
ließen, die bis zuletzt gegen jede 
Verhandlungslösung der anstehenden 
Probleme auftraten. 

Aus anderen Stadtbezirken dagegen sah 
sich der PrenzelBerg-Rat heftigen 
Angriffen ausgesetzt. Hauptvorwurf: 
man mache gemeinsame Sache mit dem 
“Schweinesystem”. Nach den mehr oder 
weniger erfolgreich zu Ende gebrachten 
Verhandlungen begann allerdings ein 
Umdenken. Ende Januar begannen Ver- 
handlungen am “Runden Tisch In- 
standbesetzung Mitte”, Mitte März 
begann die “Projektgruppe besetzte 
Häuser Friedrichshain” regelmäßig zu 
arbeiten. Hier zeigte sich jedoch bald, 
daß die BesetzerInnen im Prenzlauer 
Berg Sonderbedingungen vorgefunden 
hatten, die die dort gefundene Lösung 
entscheidend mitbestimmten. Dazu 
gehört unter anderem, daß die Mehrheit 
der am Runden Tisch Verhandelnden 
aus der ehemaligen DDR kamen (und 
von daher Konsenslösungen bevorzug- 
ten), daß sie in rechtsunsicheren Zeiten 
verhandelten und daß sie untereinander 
realtiv einig waren. Die Gespräche am 
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zu vermitteln und die Politiker haben 
nichts gemacht. 


Das hat mich ja auch so aufgeregt. 
Wenn irgendjemand das hätte durchbre- 
chen können, dann hätten das die Haus- 
besetzer sein können, in dem sie wirk- 
lich gewaltfreien Widerstand geleistet 
hätten. Dann hätten sich meiner Mei- 
nung nach sehr viele angeschlossen und 
"die Diskussion wäre in der Öffentlich- 
keit auch anders gelaufen. Aber so ist 
genau das bedient worden, was geplant 
war. 


Wenn alles so berechenbar war, dann 
sitzen ja alle Politikansätze von vorn 
herein in der Sackgasse. Nun gibt es 
aber auch die These, die besagt, der 
ursprüngliche Ausgangspunkt der 
Auseinandersetzungen wäre in der 
mittleren Polizeiebene zu suchen, also 
hinter dem Rücken auch der Po- 
litiker. 


Das ist Quatsch. Eine solche Theorie ist 
nicht haltbar, und vor allen Dingen nicht 
für den Herbst 9 kurz vor den Wahlen. 
Da konnte die Polizei keine Aktionen 
von diesem Ausmaß machen, ohne daß 
die mit den entsprechenden Politiker 
abgesprochen gewesen wären. Wenn 
aber doch, dann hätte darüber eine 
Öffentlichkeit hergestellt werden müs- 
sen, dann hätte eine Untersuchung 
geführt werden müssen, dazu wären die 
Politiker verpflichtet gewesen. 


Also du glaubst, daß hinter solchen 
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Gerüchten vor allem der Versuch 
steht, die wirkliche Verantwortung zu 
verschleiern? 


Das denke ich schon. Damals war Wal- 
ter Momper regierender Bürgermeister 
und niemand anders. Und wenn, hätte er 
einen Untersuchungsausschuß einsetzen 
müssen. Hat er aber nicht... Wäre wirk- 
lich ein politischer Wille dagewesen, es 
nicht zu dieser Schlacht kommen zu las- 
sen, hätte man vorher was tun können. 
Man hätte ja nur Verträge abzuschließen 
brauchen. Das ist nichts weiter als eine 
Lüge, eine Lebenslüge, damit sie jetzt 
den Abgang besser verkraften. Für eine 
politische Niederlage wird jetzt irgend- 
wie eine Begründung gesucht. 


Wenn das so ist, daß du vor ein 
besetztes Haus einfach nur zehn 
Wannen fahren mußt und kannst 
dann davon ausgehen, daß etwas 
geschieht, das in irgendeiner Art und 
Weise für eine Eskalation zu nutzen 
ist, dann ist doch irgendwas faul... 


Die Frage ist doch: was ist alles bere- 
chenbar. Ich glaube zum Beispiel, daß 
gewaltloser Widerstand nicht berechen- 
bar ist, weil seine Auswirkungen nicht 
berechenbar sind: wer sich nämlich 
damit solidarisiert, und wer nicht. 


Du hast ja auch das Mainzer Straßen- 
plenum erlebt. Woran lag es deiner 
Meinung nach, daß da kein 
Umschwenken möglich war? 
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Die Solidarität, das Gespräch unter den 
Hausbesetzern war selbst irgendwie 
gestört. Jede Gruppe hat für sich ihre 
Aktionen gemacht und man hat über- 
haupt keine Strategie entwickelt, wie 
mit dem Problem generell umzugehen 
wäre. Außerdem: es hat genug einge- 
schleuste Provokateure gegeben, die das 
dann genau in die Richtung getrieben 
haben, die einkalkuliert war. Ich habe 
selber erlebt, wie aus der Hausbeset- 
zerszene jemand ausgeschehrt, zu den 
Bullen gegangen ist und seine Mütze 
hochgezogen und seinen Ausweis 
gezeigt hat. Das war alles sehr vertraut. 
Das ist das einzige, was sich geändert 
hat, ist, daß du sie jetzt dabei beobach- 
ten kannst. 


Die Leute in der Mainzer Straße 
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haben ja, im Unterschied zu allen 
anderen Hausbesetzern in Ostberlin, 
am konkretesten versucht, eine Uto- 
pie zu leben. Glaubst du, daß diese 
Utopie durch die Ereignisse geschei- 
tert ist ? 


Ich denke, daß die Besetzer selber diese 
Utopie haben scheitern lassen. Zum 
Beispiel haben sie überhaupt nicht über- 
legt, daß es zu dieser Zeit sehr viele 
Leute gab, die ihnen helfen wollten, die 
empört waren über den Einsatz der Poli- 
zei, die Politiker, die das ganze Problem 
angegangen sind. Dazu zähle ich ver- 
schiedene Leute, die da im Rathaus im 
Friedrichshain gesessen haben, auch 
Mendiburu. Dazu zähle ich verschiede- 
ne Leute aus den Parteien, ob das nun 
von der PDS war oder von den Bürger- 
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bewegungen. Du kannst eine Utopie 
aber nicht leben, ohne zur Kenntnis zu 
nehmen, daß es auch noch andere Leute 
gibt, die etwas wollen. Die anderen 
Leute aber waren nicht alle feindlich, 
verstehst du? Sondern im Gegenteil. In 
der Stadtverordnetenversammlung 
haben sie nochmal extra einen Beschluß 
gefasst, daß nicht geräumt werden soll. 
Die Besetzer hatten eigentlich selber 
kein Vertrauen in ihre eigene Utopie 
und haben auch nichts dafür riskiert. 
Denn mit Steineschmeißen riskiert man 
meiner Meinung nach nichts. Damit 
verschafft man sich nur einen guten 
Abgang, grade als Hausbesetzer. 


Hieße das, diese Utopie ist von 
Anfang an falsch gewesen, weil sie 
ausschließlich war beziehungsweise 
mit dem Anspruch des Ausschließli- 
chen daher gekommen ist? 


Ich habe das eigentlich mehr als Drama 
empfunden, daß die Jugendlichen der 
Rest der Welt als feindlich empfanden 
und als gegen sie eingestellt. Aber 
bestimmte Lebensutopien Kannst du 
nicht ohne andere realisieren. Dazu ist 
einfach so eine Gesellschaft zu vielfäl- 
tig. Du must immer nach Verbündeten 
suchen und die Verbündeten sind nicht 
immer in den eigenen Reihen zu finden. 
Im Genenteil: da leider meistens nicht. 


Man muß also zu Kenntnis nehmen, 
was um einen herum ist, weil man 
sich ansonsten die Welt nur nach sei- 
ner Vorstellung zimmert. 
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Ja. Denn dadurch, daß man die Welt 
fehl einschätz und die Menschen um 
einen herum fehl einschätzt, kann man 
auch nur falsch darauf reagieren. 


Also wäre nach deiner Meinung die 
Konsequenz für eine Hausbe- 
setzerbewegung, die sich nicht selbst 
auflösen will, wirklich gedanklich zu 
verarbeiten, was in der Mainzer 
Straße passiert ist und nicht nur mit 
so einem diffusen Verlustgefühl her- 
umzulaufen, was viele ja tun. 


Die Depression, die verstehe ich schon, 
aber die führt ja eigentlich zu nichts hin. 
Man kann dem nur was entgegsetzen, 
wenn man die Vorgänge als ein politi- 
sches Problem begreift und sie in einen 
größeren Zusammenhang stellt. Wenn 
man jetzt die Mieterhöhungen sieht und 
die leerstehenden Wohnungen und die 
Bodenspekulanten und was da passiert, 
kann man eigentlich ziemlich sicher 
sein, daß man in der Bevölkerung Sym- 
pathien für einen Protest dagegen findet. 
Aber der muß eben gemeinsam verlau- 
fen und kann nicht mehr von so einer 
bestimmten Rücksichtslosigkeit sein. 
Irgendwie muß man zusammen leben, 
weißt du. Und darin sehe ich eigentlich 
das ganz große Problem. 


Hausbesetzer neigen ja dazu, auch 
andere Bereiche von Wirklichkeit 
schlicht auszublenden. Es ist damals 
viel von der Solidarität durch die 
Bevölkerung geredet worden, was 
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aber gar keine Rolle in den drei 
Tagen spielte war der massive Wider- 
stand, der ja gerade auch von ande- 
ren Anwohnern den Besetzungen ent- 
gegengebracht worden war. Was 
glaubst du, woran diese selektive 
Wahrnehmung liegt? 


Sie setzen sich nicht wirklich mit der 
Situation auseinander. Sie sehen eben 
nicht, daß die Welt nicht aufgeteilt ist in 
Hausbesetzer und in den Rest, den man 
manipulieren kann, wie mans grade 
braucht. Insofern haben sie sich genau- 
so blöd verhalten, wie die Politiker. Sie 
nehmen einfach nicht zur Kenntnis, daß 
die Leute wirklich unterschiedlich sind, 
daß es die unterschiedlichsten Haltun- 
gen gibt und die unterschiedlichsten 
Gründe, für oder gegen die Hausbeset- 
zer zu sein, und daß, wenn die Leute 
gegen sie sind, das nicht unbedingt 
immer aus einer feindlichen Einstellung 
kommt. Sondern vielleicht einfach 
wirklich, weil einer ein Kind hat, was 
abends nicht einschlafen kann. Sie sind 
nicht in der Lage, zu differenzieren. Das 
ist dann auch nur so eine Art Schwarz- 
Weiß-Malerei. Ein ganz großer Protest 
ohne Vorstellung davon, wie die Welt 
sein könnte... 


Das hieße, das keine Alternative exi- 
stiert? 


Nein, sondern daß eigentlich keine 


Kraft besteht, eine wirkliche Alternative 
auf dieser Welt zu entwickeln. 
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Besetzer sagen aber, daß sie versu- 
chen, eine Alternative ganz praktisch 
zu leben, anstatt sich nur darüber 
ideell zu verständigen. 


Ich denke, sie führen oft nur ein Thea- 
terstück auf. Das hat wahrscheinleich 
mit der ganzen westlichen Welt so wie 
sie ist zu tun. Daß also wirklich die In- 
teressen sehr gesplittet sind, weiß du, 
und sowohl der große Zusammenhang 
eine gesellschsftliche Vision überhaupt 
fehlt. Es gibt Leute, die kümmern sich 
jetzt um ein bestimmtes Interesse und 
sehen einfach nicht, in wie weit kolli- 
diert das jetzt mit dem Interesse eines 
Nachbarvereins. Und insofern denke ich 
eigentlich, daß genau das das Problem 
der nächsten zehn Jahre sein wird: diese 
Interessen wieder miteinander zu ver- 
knüpfen. Damit deutlich wird, daß es 
heute nicht mehr möglich ist, nur seine 
Separatvorstellungen durchzusetzen. 
Die Parteien sind so ein allgemeiner 
Brei, daß sie eigentlich schon wieder 
alle Interessen und keine vertreten. Die 
wirklichen Interessenvertreter sind iso- 
liert und sehen einfach nicht, daß sich 
nur aus Zusammenarbeit nur eine neue 
Vision ergeben kann. Jeder fühlt sich ja 
irgendwie ziemlich einsam. Das sind ja 
nicht nur die Hausbesetzer. Jeder hat 
das Gefühl, für sein Anliegen findet er 
keine Aufmerksamkeit. Das muß wieder 
miteinander verknüpft werden, aber das 
würde eine richtige Gesellschaftskritik 
im Westen voraussetzen, die bisher aber 
noch nicht stattgefunden hat. Aber so 
was werden, meiner Meinugn nach, die 
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Hausbesetzer alles übersehen, wenn sie 
so weitermachen. 


Danke für dieses Gespräch. 


[Vorabdruck aus dem von BesetzerIn- 
nen zusammengestellten Buch über die 
Vorgänge rings um die Räumung der 
Mainzer Straße, das im Herbst im Basis- 
Druck-Verlag erscheinen wird.] 


Zukünftige Verträge schützen nicht 


(Aufstieg und Fall der BesetzerInnen in der Schönhauser 
Allee20/21- Berlin-Prenzlauer Berg) 


Als im Sommer "89 eine Gruppe von 
Engagierten begann, einzelne Wohnun- 
gen und nach und nach das gesammte 
Haus Schönhauser Allee 20/21 zu beset- 
zen, hatten sie bestimmte Vorstellun- 
gen. Da war dieKritik an der Staatlichen 
Wohnungspolitk und der Wille gemein- 
schaftlich etwas entgegenzusetzen. Das 
Objekt war dazu denkbargünstig. 

An einer der Berliner Hauptverkehrs- 
adern gelegen, kamen die beiden Häuser 
Jahr für Jahr mehr herrunter. Nicht nur, 
das Instand-haltungsmaßnahmen auf 
das notwendigste reduziert wurde, die 
KWV hatte sogar erhebliche Energie 
dafür verwendet durch Bautrupps die 
Hinterhäuser unbewohnbar zu machen. 
Die Wasser- und Gasleitungen waren 
unterbrochen, die Öfen zerstört und die 
Türen verschwunden. Nach den Vor- 
stellungen der KWV sollten die Häuser 
bis Januar "90 leer gezogen werden um 
dann abgerissen zu werden. 

Je mehr legale Mieter jedoch auszogen, 
desto mehr Menschen besetztenum 
gemeinsam ein eigenes Dach über dem 
Kopf zu haben und die Vernichtung von 
Wohnfläche und historischem Stadtbild 
zu verhindern. Da mit dem Zusammen- 
bruch der DDR auch die verantwortli- 
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chen Bürokraten in der KWV zuneh- 
mend Boden verloren,wurden die 
Abrißpläne gestoppt. In der folgenden 
Phase der relativen Rechtsfreiheit rich- 
teten sich die Besetzerinnen und Beset- 
zer ein und begannen den erziehlten 
Erfolg abzusichern. Zunächst sollte der, 
durch die bisherige KWV-Politik 
bedingte Verfall der Gebäude mit provi- 
sorischen Mitteln gestoppt werden 
‚Neben dem gemeinsamen Wohnen 
sollten verschiedene Arbeitsprojekte 
umgesetzt werden.Dies erwies sich 
jedoch alles als sehr schwierig, denn 
genauso entschlossen wie die gesammte 
Situation zeigte sich auch die 
KWV welche die juristische Absiche- 
rung so lange wie möglich herausschob. 
Nachdem die allgemeine politische 
Tendenz in Richtung BRD ging, began- 
nen auch die BesetzerInnen, sich auch 
dort nach Möglichkeiten und Erfahrun- 


_ gen umzusehen, an die sie anknüpfen 


könnten. Als Ergebnis wurde ein Verein 
als juristische Person gegründet, und als 
Berater das westberliner Sozial Pädago- 
gische Institut (SPI) herrangezogen. 
Zusammen mit dem SPI wurden Ver- 
fahrensschritte enwickelt die überra- 
schend günstige Möglichkeiten boten. 
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Entsprechen ihren Vorstellungen sollten 
die BestzerInnen unter Einbringung 
baulicher Selbsthilfe die Sanierung und 
Bewirtschaftung der Häuser in eigener 
Verwaltung übernehmen. Finanziert 
werden sollte dies über die Umsetzung 
des 25 Mio DM-Programms zur Unter- 
stützung von Stadterneuerungsmaßnah- 
men im Großraum Berlin. Darüber hin- 
aus sollten die Eigenleistungen im Rah- 
men von ABM- Maßnahmen entlohnt 
werden. Versehen mit dem Titel "Pilot- 
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projekt Prenzlauer 
Berg"waren dies sehr 
günstige Bedingungen. 
Zwischen dem Haus- 
verein und der damali- 
gen KWV sollte eine 
Nutzungs-vereinba- 
rung über die Grund- 
stücke abgeschlossen 
werden, das SPI wurde 
von der Senatsverwal- 
tung für Bau- und 
Wohnungswesen mit 
u. : der TREUHÄNDERI- 
© SCHEN Verwaltung 
®® der Fördermittel beauf- 
' & tragt und mit Hilfe 
weiterer vertraglicher 
} Regelungen war die 
& Konstituierung des 
Vereins "Revolutionä- 
re HandwerkerInnen" 
als Selbsthilfegruppe 
vorgesehen. 

So war dies ein zu 
verlockendes Angebot. 
Nur einige wenige 
Zweifler äußerten sehr 
unkonkrete Kritik, hin- 
sichtlich des Projekt- egoistischen her- 
auslösens aus dem gesamtzusammen- 
hang der besetzten Häuser, welche eher 
unkonstkuktiv wirkte und so war Okto- 
ber "90 Baubeginn. 

Allerdings konnten die vorliegenden 
Verträge noch nicht unterzeichnet wer- 
den, da für das Grundstück Schönhauser 
20 zunächst eine Erbengemeinschaft 
einen Antrag auf Wiedererstattung 
früheren Eigentums gestellt wurde. Es 
wurden jedoch Vorauszahlungsmittel 
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zur Verfügung gestellt und so nahm das 
Baugeschehen erst einmal seinen Lauf. 

Die angestellten Bewohner und andere 
ABM-Kräfte beschäftigten sich vor 
allem mit bauvorbereitenden Maßnah- 
men und ersten Instandsetzungsarbei- 


ten. Die Vertragslage wurde derweil, 


hauptsächlich dem SPI überlassen, wel- 
ches die Verhandlungenüber ein halbes 
Jahr auf einige Briefwechsel mit den 
Rechtsanwaltder Erbengemeinschaft 
beschränkte bis - der Vorschuß aufge- 
brauchtwar und nun kein neues Geld in 
Sicht war. 

Doch damit nicht genug. Mit dem nun 
einsetzenden Nachforschungen wird 
bekannt, daß für jedes HGEs jeweils 
DREI verschiedene Rückerstatt- ungs- 


anträge vorliegen.Davon sind neben der. 


Erbengemeinschaft noch der "Jewish 
Claim Conference" bekannt. 

Diese jüdische Organisation beschaft 
Gelder zur Entschädigung von Jüdi- 
schen Naziopfern, insbesondere durch 
Rückerstattung undVerkauf des nach 
1933 durch die Nazis enteigneten jüdi- 


schen Eigentums. Noch bevor über- 
haupt geklärt ist ob eines der Häuser 
jüdisches Eigentum war, und wenn, ob 
es enteignet wurde, äußerte die, Jewish 
Claim Conference bereits Verkaufsab- 
sichten. Auch die Erbengemeinschaft 
ließ wissen, das sie möglicherweise 
einen Verkauf vornehmen könnte. 

So verkehrt sich nun die ehemals so 
günstig erscheinende Vertrags-möglich- 
keit in ihr krasses Gegenteil. Da die ent- 
sprechenden Verträge bis heute nicht 
unterzeichnet sind, stehen die Häuserju- 
ristisch leer. Dieser Leerstand wiederum 
erhöht den Marktwert um ein vielfaches 
und gibt die Häuser notwendigerweise 
der Spekulationpreis. Im Sinne der 
Umstruckturierung der Reichshaupt- 
stadt bedeutetein solcher Verkauf Abriß. 
Die Häuser die der alten Republik in 
letzter Minute entrissenwurden, könnten 
demnächst der neuen Republik zum 
Opfer fallen, denn nicht nur Eigentum, 
sondern auch ehemaliges Eigentum ist 
heilig, wie das Sprichwort vielleicht 
bald sagen wird. n.n. 


Offener Brief 


Liebe GenossInnen und Freunde! 
Hamburg, den 27.7.91 


Wie ihr wahrscheinlich wißt, ist seit 
dem 23.07. die Flora ohne Park. der 
Hamburger Senat hat mit einem tieri- 
schen Bullenaufgebot den Park an der 
Flora, den wir selbst angelegt hatten, 
und der von vielen Menschen aus dem 
Stadtteil genutzt wurde räumen lassen. 

Wir haben uns gefreut daß so viele 
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Menschen aus anderen Städten angeru- 
fen haben, um zu erfahren was los ist, 
um gegebenenfalls selbstwas zu 
machen. Wir wollen euch jetzt ein 
bißchen was zum Ablauf undder Stim- 
mung erzählen. 

In den letzten 4-5 Wochen waren wir 
ständig in Alarmbereitschaft.Wir hatten 
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die Info, daß sie am 17.06. kommen 
wollen und haben dafür auch mobili- 
siert. Am Morgen (17.06.) waren dann 
auch ca.500 Menschen in und an der 
Flora (und das schon um 4.00 Uhr mor- 
gens). Sie sind dann nicht gekommen, 
weil es ihnen wohl zu heikel war. Das 
soviele gekommen sind hat uns angepo- 
wert. 
Das gleiche spielte sich nochmal am 
29.6. ab, wobei wir schon im Vorfeld 
gesagt hatten, daß wir nur über Kette 
mobilisieren werden, weil alles so zer- 
mürbt ist, wenn sie wieder nicht 
anrücken. So wars dann auch. Sie sind 
auch am 29.06. nicht gekommen. 
Über die üblicherweise gut unterrichte- 
ten Kreise haben wir erfahren daß sie an 
beiden Terminen ernsthaft vorhatten zu 
kommen. 
Aufgrund interner Zwistigkeiten und 
der Mobilisierung hatten sie es verscho- 
ben. 
Auch am 23.07. wußten wir knapp vor- 
her Bescheid und haben versucht zu 
mobilisieren. 
Um 3.30 Uhr gings dann los. Wir waren 
etwa 500/600 Leute, verteilt an den Par- 
keingängen und auf der Wiese. 
Es waren ca. 1500 Polizisten im Einsatz, 
wobei wir annehmen, daß rund 800 
Polizisten direkt in den umliegenden 
Straßen waren. (Für mehr Polizei war 
fast kein Platz mehr da). Sie sind aus 
allen Richtungen anmarschiert. Sechs 
Wasserwerfer hatten sie auch gleich 
mitgebracht. Ab 4.45 Uhr wollten sie 
die Juliusstraße (direkt neben dem Park) 
räumen. Die Polizei wurde mit Steinen 
angegriffen, kurz darauf fegte ein Was- 
serwerfer die Straße leer. Die meisten 
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flüchteten in den Park. 

Ungefähr um 6.00 Uhr sind dann Polizi- 
sten durch den Eingang Ecke Julius- 
straße in den Park gekommen, und 
haben sich an der angrenzenden Haus- 
wand aufgebaut. Vorher hatten sie den 
Eingang Schulterblatt mit Wasserwer- 
fern geräumt und eine Art Käfig (aus 
Absperrgitter) davor aufgebaut. Ab 
dann gings Schlag auf Schlag (im 
wahrsten Sinne des Wortes), wir wur- 
den eingekreist nach der dritten Auffor- 
derung (im Park befanden sich etwa 300 
Menschen) und sollten aus dem Park 
geschoben werden. Nach kurzem vor 
und zurück merkte die Polizei das sie es 
nicht schaffen würde und setzte derb- 
stens Schlagstöcke ein. Sie prügelte uns 
durch den Park und zum Eingang Schul- 
terblatt hinaus, bis auf die Straße. Es 
dauerte 20 Minuten bissie uns draußen 
hatten. Dabei gab es mindestens 30 Ver- 
letzte, von denen mindestens fünfzehn 
Menschen schwere Verletzungen hatten 
(Kopfplatzwunden, ausgekugelte 
Gelenke, etc.). 

Gleichzeitig (während der Knüppelor- 
gie) wurden die Polizisten angegriffen, 
die auf dem Schulterblatt standen (mit 
Milchbeuteln und Farbeiern) und der 
Gitterkäfig konnte noch aufgerissen 
werden, sodaß wir wenigstens nicht in 
eine Falle liefen. Auf dem Schulterblatt 
sind mindestens zwei weitere Menschen 
von einer Bundesgrenzschutz- Wanne 
angefahren worden, die in die Flüchten- 
den reingefahren ist. 

Bei der Räumung gab es mindestens 


| sechs verletzte Bullen. 


Danach waren wir alle erstmal ganz 
schön geschockt und fertig. Viele waren 
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PROJEKT WOCHENZEITUNG 


monatliche Lektüre Im 
magischen Sechseck von 
Grünen, "Radikaler Linker", 
Autonomen, Feministinnen, 
PDS & Antlimperlallstinnen 


Ich möchte 

o eln kostenloses Probexemplar 

oder PROWO abonnleren 

(erscheint Jeden ]. Freitag Im Monat) 
o 4 Ausgaben (10 DM) 

o 10 Ausgaben + Prämle (20 DM) 

o 25 Ausgaben + ] Leninbd.(50 DM) 
o Förderabo: 25 Ausg. + Lenin, Ausge- 
wählte Schriften I. 2 Banden (80 DM) 
jewells gegen Vorkasse (Geldscheln, 
Scheck, Uberwelsung). Sofern nicht 4 
Wochen vor Ablauf des Abo gekündigt 
wird, verlängert sich dies um den 
angegebenen Zeltraum. 


Name 
Straße 
PLZ, Ort 


Unterschrift 


Bankverbindung; 

PROWO, Stadtsparkasse Bin (BLZ 100 
500 00), Kto-Nr.: 6&40 017 118 

PROWO, Elsenbahnstr. 4, 1000 B 36 
Tel.: 030/618 80 02/03, Fax: 618 80 03 
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verletzt und mußten sich erstmal von 
den Sanis verarzten lassen. Nachdem 
wir eine halbe Stunde einfach nur rum- 
standen, haben wir eine kleine Demo 
durchs Viertel gemacht und eine Kreu- 
zung blockiert 
(Stresemannstraße=Hauptverkehrsader 
von Hamburg). 

Nachmittag gab's um 17.00 Uhr eine 
Demo, an der ca.2000 Menschen teilge- 
nommen haben. Die Stimmung war‘so 
lala (Parolennot) wohl auch weil viele 
noch schlapp vom Morgen waren (?!). 
Den ganzen Tag waren über 200 Leute 
vor und in der Flora. 

In der Nacht von Dienstag auf Mitt- 
woch entlud sich der Haß auf die Poli- 
zei. Bis in den frühen Morgen wurden 
die Schergen an den Absperrungen mit 
Steinen, Flaschen, Müll und Leuchtspur 
angegriffen. Mehrere Polizeifahrzeuge 
wurden beschädigt und mindestens zwei 
Polizisten verletzt. Leider waren viele 
Aktionen inder Nacht alkoholseelig. 
Außerdem gab es zwei Festnahmen 
undmehrere Verletzte auf unserer Seite. 
Zahlreiche Polizisten waren nicht nur 
im Viertel, sondern auch zum Objekt- 
schutz bei verschiedenenPolitikern und 
Baufirmen angesetzt. 

Seit Dienstag wird der Park plattgewalzt 
und sie sind dabei, einen großen Bau- 
zaun a la Brokdorf hochzuziehen. Das 
Schanzenviertel istweiterhin unter Bela- 
gerungszustand - genau wie 1988 sind 
davon ziemlich viele. Menschen abge- 
nervt. In den Nächten von Dienstag bis 
Freitag sind die Polizisten ständig 
angepöbelt und angegriffen worden. 
UNKRAUT VERGEHT NICHT! WIR 
HOLEN UNS DEN PARK ZURÜCK - 
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und die Flora bleibt sowieso (auch wenn 
sie im Moment oft ganzschön vibriert 
durch das Parkplattwalzen.) 

LIEBE GRÜSSE AN ALLE, DIE AN 
UNS DENKEN UND GEDACHT 
HABEN!!!! 

BIS BALD, 


ROTFLORISTINNEN UND 
FLORISTEN 

ROTE FLORA PLENUM 
NO PASARAN 


PS: Die Stimmung ist hier übrigens 
trotzdem ziemlich gut, he,he...! 


Antifa-Demo in Dresden -1.9.91- 
findet nicht statt! 


Information zur Demo-Beratung: 
Dresden darf nicht Hauptstadt derNazis werden 


Das Treffen fand am 13.07.1991 in Ber- 
lin statt bei über 100 TeilnehmerInnen, 
u.a. aus den westlichen Bundesländern 
(AntifaHamburg, Mannheim, Braun- 
schweig, Berlin, Chemnitz, Dresden, 
AStA UniGöttingen, Alternatives 
Jugendzentrum Erfurt, öko-Linke, Ver- 
einigte Linke Berlin und Dresden, Spar- 
takist-Arbeiterpartei,Arbeitermacht, 
Volksfront, PDS-Parteivorstand Berlin, 
AG-JungeGenossInnen, PDS-Landes- 
vorstand Berlin, PDS-Landesvorstand 
Hessen,Bündnis90-Abgeordnete im 
Abgeordnetenhaus Berlin, Autonome- 
sAntifatelefon Berlin, SAG) 


Die Diskussion bekam folgende 
Schwerpunkte: 


1.Kritik an der Verfahrensweise der 
SozialistischenArbeitergruppe(SAG), 
Unterstützerlnnen anzuführen die nie 
ihreÜnterstützung zum Demo aufruf 
zugesichert haben (z.B. PDS-LV Sach- 
sen) 
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2.Pro und Contra zur Durchführung der 
Demo am 01.09.1991 in Dresden 


-Die Dresdener TeilnehmerInnen 
berichteten über eine Zusammenkunft 
am 10.07.1991 in Dresden (u.a. Neues 
Forum, Vereinigte Linke, PDS,Wolfs- 
pelz, Antifa Dresden ) auf der alle Grup- 
pen zum Ausdruck brachten, keine 
Demo am 01.09.1991 in Dresden durch- 
zuführen. 

Gründe: keine Diskussion in Dresden, 
bisher kein breiter Antifa- Zusammen- 
hang in Dresden, Unterstützung der 
DresdnerInnen auf andere Art notwen- 
dig. 

(Auch in Berlin gab es ein Regionales 
Vorbereitungstreffen auf dem die SAG 
versuchte ihre Direktiven für das Bun- 
destreffen festzuklopfen. Jedoch stießen 
sie schon hierbei auf heftigen Wieder- 
spruch. Die Antifa-Gruppen als auch 
andere GruppenvertreterInnen setzten 
durch, daß das Votum der Dresdener 
Gruppen undbedingte Grundlage sein 
muß und das dieses Auf dem Bun- 
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destreffen angefragt werden müßte.) 


VertreterInnen der VL brachten den 
Vorschlag eines Antifaschistischen Rat- 
schlags in Dresden ein. 


- Einige BeratungsteilnehmerInnen (u.a. 
SAG, Arbeitermacht,Spartakist, AL- 
Mitglied Hamburg) befürworteten die 
Demo am 01.09.auch ohne Dresdner 
Aufrufer und sahen in der Nichtdurch- 
führung ein Zurückweichen vor den 
Neonazis. Es wurde gesagt Dresden sei 
nicht in der Lage eine Demo zu organi- 
sieren,sie können oder wolle nicht,aber 
das sei hier auch völlig egal. 

Anschließend wurde versucht einen 
Termin oder Zeitraum für einen Termin 
festzulegen und mit der Vorbereitung zu 
beginnen .Darauf stand eine Dresdnerin 


auf und erklärte,daß die DresdnerInnen 
sich nicht erpressen ließen und wieder- 
holte zum...Male den Beschluß des 
Dresdner Vorbereitungstreffens. 

Die Reaktion eines durchgeknallten 
Wessi-Mannes war der Satz: 

Wir lassen Euch ja Eure Faschisten. 


3. Nach einer nicht durchgeführten 
Abstimmung über den Antrag eines VL- 
Mitgliedes, nicht mehr über den 01.09., 
sondern über den Ratschlag zu diskutie- 
ren, zog eine Mehrheit der noch anwe- 
senden TeilnehmerInnen in einen ande- 
ren Raum, um den Ratschlag zu disku- 
tieren. 


Man einigte sich einen 
Antifaschistischen Ratschlag 
(oder Konferenz) vom 01. bis 


Antifademo am 20.4.1991 in Dresden 
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03.November in Dresden anzuvisieren. 


Erster Programmentwurf für den 
Antifaschistischen Ratschlag 


Schwerpunkte/Plenen (Arbeitsthema): 

- Zum aktuellen Entwicklungsstand der 
Nazi-Organisation in Ost-D. 

- Vergangenheitsaufarbeitung/verordne- 
ter Antifaschismus, Verhältnis von Stasi 
und Faschos 

- Praktische Fragen/Verhalten gegenü- 
ber Jugendlichen und anderen Faschos, 
Sicherheit und Vorsichtmaßnahme, 
Sicherheitspartnerschaft mit der Polizei, 


Erfahrungen mit linken Strukturen z.B. 
EA, Info-Cafe‘s, Läden, Zeitungen, etc. 
- Geschichte von Ost- und West-Lin- 
ken/Unterschiede und Erfahrungen 

- Rassismus 

Das erste bundesweite Vorbereitungs- 
treffen wird am 14.09., 12.00 Uhr in 
Ost-Berlin, Haus der Demokratie, 
Friedrichstr.165, (U-Bahn Französi- 
che Straße) durchgeführt. Koordinie- 
rungsstelle bis zum 14.09. ist das Ber- 
liner Antifa-Info-Telefon: WB 692 15 
99,Postadresse ist: 

O 21 - Buchladen, Oranienstr.21, 
W-1000 Berlin 36 


Inhaftierte Kriegsdienstverweiger in Europa 


Finnland 


Seit dem 11.Juni 1991 ist Yrjana Rank- 
ka einer der acht z.Zt.inhaftierten Total- 
verweigerer im Knast. Wegen Abbruchs 
seines Zivildienstes nach 4 1/2 Monaten 
Anfang 1990 war er zu acht Monaten 
verurteilt worden. 

Yka hatte seit letztem Jahr versucht, ein 
Total Resisters Informations Network 
(TRIN) auszubauen. 

Protestiert bei der finnischen Regierung 
und schreibt ihm. Er freut sich auch 
über “ne Hardcore-Kassette. Haftadres- 
se: 

Yrjana (Yka) Rankka 

Koylion Varavankila 

SF- 27750 Yttila 


Voriges Jahr waren inhaftierte finnische 
Totalverweigerer in den Hungerstreik 
getreten. Unterstützt von streikenden 
Zivildienstleistenden erreichten sie vor- 
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zeitige Haftentlassungen und eine Infra- 
gestellung des neuen Zivildienstgeset- 
zes. 1987 war dieses eingeführt worden. 
Zeugen Jehovas blieben fortan zwar von 
der Wehrpflicht ausgenommen, aber 
ansonsten verschärfte sich das Gesetz. 
Die Dauer von Zivildienst und Haftstra- 
fen für Totalverweigerer sollten 16 
Monate betragen. Auch die Möglich- 
keit,Friedensarbeit im Zivieldienst zu 
leisten waren eingeschränkt worden. 
Gemeinsame Forderungen waren des- 
halb Verkürzung der Dienstzeit und 
Freilassung aller inhaftierten Totalver- 
weigerer. Wenn jetzt das Gesetz wieder 
verändert wird, besteht die Hauptforde- 
rung der Totalverweigerer in der 
Abschaffung der Wehrpflicht. Auch 
hierbei wollen sie wieder mit den Zivil- 
dienstleistenden zusammenarbeiten, 
allerdings aber keine Kompromisse in 
Hinblick auf Verbesserung des Zivil- 
dienstes mehr eingehen. 
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Griechenland 


Am 15. Mai 91, ausgerechnet am Inter- 
nationalen Tag der Kriegsdienstverwei- 
gerer, wurde der Totalverweigerer 
Nikos Maziotis (20) aus Piräus arre- 
stiert. Bis zu seinem Prozeß vor einem 
Militärgericht im September soll er im 
Militärgefängnis Pavlos MelasThessa- 
loniki festgehalten werden. Durch 
einen Streik der Anwälte war der Ter- 
min für einen Schnellprozeß im Juni 
verschoben worden. 

Selbst Anarchist, wird er zumeist von 
der libertären und linken Bewegung 
unterstützt. Sie organisieren Demonstra- 
tionen,öffentliche Diskussionen, Presse- 
konferenzen. Griechische und türkische 
Verweigerer erklärten gemeinsam ihre 
Verweigerung gegenüber dem Militär 
und der Militarisierung der Gesell- 
schaft. 

Die griechische Regierung ist gerade 
dabei, das seit drei Jahren versprochene 
Gesetz über den Zivildienst einzu- 
führen. Bisher gibt es für Verweigerer 
nur die Möglichkeit der Waffendienst- 
verweigerung innerhalb der Armee, ver- 
bunden mit einer doppelt so langen 
Dienstzeit (4 Jahre). Kein einziger 
Wehrpflichtiger hat in den letzten Jah- 
ren um diesen Strafdienst ersucht. Über 
400 Zeugen Jehovas sind derzeit zwi- 
schen 4 und 6 Jahren unter katastrophal 
menschenunwürdigen Bedingungen 
inhaftiert. Als sie an die Öffentlichkeit 
gingen und im Mai Besuch von Europa- 
parlamentariern erhielten, wurden sie in 
noch verschärftere Militärgefängnisse 
verschleppt. 


40 


Maziotis ist der erste inhaftierte Kriegs- 
dienstverweigerer nach Maragakis und 
Makris, die 1987 für 22 bzw. 15 Mona- 
te inhaftiert waren. Ihre vorzeitige Frei- 
lassung und Revision der Urteile von 
ursprünglich 5 Jahren Haft erreichten 
sie durch Hungerstreik und breite Soli- 
darität. Derzeit gibt es 44 Kriegsdienst- 
verweigerer, ein Drittel von ihnen sind 
Totalverweigerer. 

Proteste sind zu richten an: 

* President of the Republic, Konstanti- 
nos Karamanlis, PresidentialPalace, 
Gorgious B-%-St., GR-10674 Athens 

* President of the Parliament Manarhe 
Tsaldaris, Old Palace.. 

* Prime Minister Konstantinos Mitsota- 
kis, Parliament Building,.. 


Kontakt zu Nikos Maziotis über: 
Total Objectors Thessaloniki 
P.O. Box 50042 

GR-54013 Thessaloniki 
Griechenland 


Moldavien 


Als fünfte Sowjetrepublik verabschie- 
dete das Parlament Moldaviens am 10. 
Juli ein Gesetz über Zivildienst. Pazifi- 
stische, religiöse oder politische Kriegs- 
dienstverweigerer sollen einen Ersatz- 
dienst inder Landwirtschaft, dem komu- 
nalen Dienstleistungsbereich, im 
Gesundheits- und Sozialwesen, bei Feu- 
erwehr und Katastrophenschutz. Da die 
UdSSR bislang noch keinerlei Gesetz- 
gebung für KDVer vorsieht, können 
Wehrpflichtige, die den KDV- Gesetz- 
gebungen der drei baltischen Länder, 
sowie Georgiens und Moldaviens fol- 


gen,strafrechtlich verfolgt werden. 
Italien 


Noch vor Zwei Jahren war ein nicht 
anerkannter KDVer, der auch den Pro- 
zeß verweigerte und dabei keinen 
Rechtsanwalt hinzuzog, zu zwei Jahren 
Haft verurteilt worden. Auch Mehrfach- 
bestrafungen bis zum 45.Lebensjahr 
sind möglich. Seit einem Jahr wurde 
kein Totalverweigerer mehr inhaftiert. 
Zwar sind zwölf Verweigerer zu vier 
bis acht Monaten verurteilt, die Urteile 
wurden aber nicht vollstreckt. Der 
Grund dafür liegt wahrscheinlich in der 
europäischen Tendenz zu Berufsarmee 
und Schnellen Eingreiftruppen.Jeder 


inhaftierte Totalverweigerer zöge 
öffentliches Interesse auf sich und wei- 
tere Totalverweigerer nach sich. 
Während des Golfkriegs war Italien 
hoch militarisiert. Praktisch das gesam- 
te Militär sicherte die Infrastruktur 
gegen Sabotage. Die Position der 
Militärs in der öffentlichen Meinung 
wurde gestärkt. Trotzdem sollen 
Militär- und Zivildienst in der nächsten 
Zeit schrittweise von derzeit-zehn bzw. 
zwölf Monaten auf sechs reduziert wer- 
den. Ein Gesamtverteidigungskonzept, 
daß wie in der BRD auch die Zivil- 
dienstleistenden für den Kriegsfall ver- 
plant, existiert nicht. 


ICOM 1991 


01.07.91, Berlin-Hauptbahnhof: Aktion gegen Einberufung von Rekruten 
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60 Kriegsdienstverweigerer aus 15 Län- 
dern trafen sich im Juli , um Erfahrun- 
gen auszutauschen. Die dritte EURO- 
TOUR der Kriegsdienstverweigerer 
führte dies Jahr von Wien nach Buda- 
pest.Arbeitsgruppen existierten u.a. zu 
Nationalismus, die Rolle der UNO im 
Golfkonflikt, Kriegsdienstverweigerung 
von Frauen, Nord-Süd- Zusammenar- 
beit. Protokolle darüber sind erhältlich 
beim Freundeskreis Wehrdiensttotalver- 
weigerer/innen (neue Adr. hinten). 

Als Schwerpunkt für den 15. Mai 1992, 
Internationaler Tag der Kriegsdienstver- 
weigerer wurde Kriegsdienstverweige- 
rung und Asyl und Situation von 
Kriegsdienstverweigerern in der Türkei 


gewählt. 
In der Bundesrepublik werden Asylbe- 
werber aus Südafrika, die Kriegsdienst- 
verweigerer sind, regelmäßig nicht aner- 
kannt. 
Abschiebung von Deserteuren bedeutet 
Mord und Folter. Unlängst wurden 
Abschiebungen irakischer Deserteure 
aus der Türkei und albanıischer aus Itali- 
en bekannt. Serbische Deserteure fan- 
den nur in Schweden Asyl. 
Das nächste ICOM (International Cons- 
cientious Objectors Meeting)soll im 
August 92 in der Nähe von Lyon statt- 
finden. 

gh 


Prozesse gegen Totalverweigerer 


in der Bundesrepublik 
Verhinderung des Kriminalisierungsprozesses 


Arndt Wallat (21) hatte am 7.6.91 Pro- 
zeßtermin vor dem Jugendgericht Ham- 
burg. Der Prozeß war bereits für Ende 
Januarangesetzt gewesen, damals aber 
zur Golfkriegszeit aus Angst vor massi- 
ven Protesten verschoben worden. Im 
Vorjahr hatte A. gemeinsam mit 4 wei- 
teren Totis das 2. Hamburger Totalver- 
weigererkollektiv begründet und am 1. 
März seinen Zivildienst abgebrochen. 
Daß dieser Tag bereits vom Freundes- 
kreis Wehrdiensttotalverweigerer als 
Tag der Abschaffung der Wehrpflicht 
im Berliner Lustgarten gefeiertworden 
war, schien die Staatsanwaltschaft nicht 
bemerkt zu haben,denn sie eröffnete ein 
Verfahren wegen Dienstflucht. 
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‚Die Hamburger Desertöre hatten per 
Annonce zum TKDV-Prozeß- Hap- 
pening aufgerufen. Im überfüllten 
Gerichtssaal ergab eine Aneinanderrei- 
hung von T-Shirts mit einzelnen Buch- 
staben drauf die Forderung: Freispruch. 
Neben Arndt nahmen gleich zwei ande- 
re Desertöre auf der Anklagebank Platz 
und verlasen als erstes eine Kollektiv- 
Erklärung. Aber statt auf ihr Angebot 
einzugehen, den Prozeß als öffentlichen 
Dialog über die totale Kriegsdienstver- 
weigerung zu führen, ließ der Richter 
nach anhaltendem Beifall für diese For- 
derung und Protesten gegen die 
Ignoranz und Feigheit des Gerichts den 
Saal räumen. Doch auch derAngeklagte 
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verschwand mit der ausgeschlossenen 
Öffentlichkeit(wie Gestalten des Sprin- 
ger-Blattes "Die Welt:" müssen auch 
drunter gewesen sein), nachdem die 
Anwältin vergeblich versucht hatte 
deutlich zu machen, daß nur ein kollek- 
tiver Auftritt von ihrem Mandanten 
akzeptiert würde. Als klar wurde, daß er 
nicht mehr zurückkehren würde, wurde 
gegen ihn ein Haftbefehl ausgestellt. 
Arndt ward seitdem von den Behörden 
nicht mehr gesehen und vergrößert so 
die Anzahl der in die Dlegalität getrie- 
benen Totalverweigerer. (u.a. Heiko 
Streck aus Hamburg - bereits 1990 zu 
10 Monaten Haft verurteilt, Ralf Wiede- 
mann aus Wuppertal seit 1. Januar 91 
fahnenflüchtig 

und seit 1. Juli Sascha Wahl und Ernst- 


Hupe? 


Ar A it 


Steinhauer aus Ostberlin) 


Berufung mit mäßigem 
Erfolg 


Ralf Kusmierz (32) hatte seine Beru- 
fungsverhandlung am 25.7.91 vor dem 
LG Essen. 

Das in erster Instanz gefällte Urteil 6 
Monate auf Bewährung mit 3 Jahren 
Laufzeit wurde bestätigt. Die vom AG 
Esen am 22. Maigeforderten 
Bewährungsauflagen, 200 Stunden 
unbezahlter Arbeit in einem Kranken- 
haus innerhalb eines Jahres, fanden 
allerdings dies mal keinen Eingang ins 
Urteil. 

Bereits 1987 hatte er seinen Zivildienst 
in Essen abgebrochen. 1990 siedelte er 
in die Nach-Wende-DDR über und 


;» begann in Dresden ein Studium. In der 


Nacht zum 24. April 91 war er auf der 


=; Autobahnraststätte Soest verhaftet und 


für 3 Wochen in U-Haftgenommen 
worden. 


Verfolgung nach 6 Jahren 
eingestellt 


re A Udo Meven (29) aus Düsseldorf hatte 


am 31.7.91 Berufungsverhandlung vor 


© # demLG Itzehoe. Das Verfahren wurde 


u # 
” 
# Bj 


Mm ni 


Ar Fa “2% Yen; BT ni 
01.07.91, Berlin-Hauptbahnhof: 


Blockade eines Zuges mit Rekruten 
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Fr eingestellt wegen Verbots der Doppel- 
@ bestrafung einer einmaligen Gewissens- 


entscheidung. Udo erhielt auch seine 
10000,- DM Kaution zurück. 


Nächste Prozeßtermine 
Armin Praen(20),ZD-Abruch nach 3 


43 


Monaten am 15.1.91, 

19.9.-9 uhr, AG Herzberg bei Göttingen 
Dirk Scharmer aus der 
Kriegsdienstfreien Republik Wendland 
‚ZD- Abbruch nach 9 Monaten am 
1.2.91 | 
26.9.,9 Uhr, AG Uelzen, Veeßerstr. 47Es 


Kritische Print-Medien vor dem Ende? 
Ein Appell an die LeserInnen 


Es ist hohe Zeit, unsere Leser mit der 
Situation bekanntzumachen, vor der in 
unserem Teil des Landes diejenige Pres- 
se steht, die sich bemüht keine Ware zu 
sein. 

Zahlen sind nur über die 
größeren Blätter verfügbar. Die Zeit- 
schrift “Horizont/ Zeitung für Marke- 
ting, Werbung und Medien” vom 26. 
Juni 1991 notiert, daß die Ostauflagen 
von Zeitschriften stagnieren oder rück- 
läufig sind. Neueinsteiger haben gewis- 
se Anfangserfolge. Die übrigen Zeit- 
schriften fielen in den Auflagen um 3,96 
Prozent. Eine erstaunliche Ausnahme ist 
der “Spiegel”, der eine Zunahme 
gegenüber dem ersten Quartal 1991 von 
17,3% hat. Aus anderer Quelle ist zu 
erfahren, daß das gleiche auch für “Die 
Zeit” gelten soll. 

Bei den Zeitungen scheint es 
besser auszusehen. “Horizont” notiert 
“stabile Auflagen bei Tageszeitungen”. 
Das ändert sich allerdings, wenn man 
seriöse und kritische Tageszeitungen 
betrachtet. Mit Ausnahme des großbür- 
gerlichen “Handelsblattes” haben alle 
seriösen Zeitungen mehr oder weniger 
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große Rückgänge. Am Westberliner 
“Tagesspiegel”, der auf den Stand vor 
1990 zurückgeworfen ist, zeigt sich, daß 
die Einbrüche offensichtlich den Ost- 
markt betreffen. Besonders dramatische 
Verluste haben auch die “tageszei- 


.tung/Ost” und das “Neue Deutschland”. 


Beim “ND” liegen die Gründe auf der 
Hand, die Ost-Ausgabe der “Tageszei- 
tung” verlor nach der Aufgabe ihrer 
Eigenständigkeit im Jahre 1990 rasch an 
Popularität. 

Die Angaben des “Horizont” 
beruhen auf den Zahlen der Zeitungsre- 
daktionen bzw. Verlage, die durchaus 
geschönt sind. Nach anderen Quellen 
werden in Berlin vom “Freitag” und der 
“tageszeitung” im Freiverkauf nur noch 
je 600 Exemplare verkauft. Gerüchte 
behaupten, daß “Tagesspiegel” und 
“tageszeitung” kurz vor dem Ende ste- 
hen. Fest steht aber, daß von 700 Titeln 
in Berlin nur 20 stabil oder im Aufwärt- 
strend sind. Ein weiterer dramatischer 
Rückgang wird durch den Kaufkraftver- 
lust nach den Mieterhöhungen im Okto- 
ber erwartet. 

Natürlich wird der Leser mit 


Recht einwenden, daß der oben 
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beschriebene Einbruch nur für die seriö- 
sen Tageszeitungen gilt, während die in 
der “Horizont”-Liste verzeichneten 
Zeitschriften vorzugsweise der Regen- 
bogenpresse angehören. Daß gerade der 
“Spiegel” und die “Zeit” sich durchset- 
zen, könnte bedeuten, daß auf dem Zeit- 
schriftensektor eben seriöse und kriti- 
sche Produkte gefragt sind. Das gilt aber 
eben nur für die beiden Riesen. Beide 
Zeitschriften haben eine Größe erreicht, 
die es ihnen möglich macht, per Scheck- 
buch die besten Journalisten, vor allem 
aber alle möglichen Sensationsnach- 
richten einzukaufen, nicht zu reden von 
einem internationalen und nationalen 
Korrespondentennetz. Erst in jener Auf- 
lagenhöhe können für Werbung Preise 


genommen werden, die eine entschei- 


dende Minderung des Preises, bzw. 
Erweiterung des Umfangs erlauben. Der 
östliche Zeitschriftenmarkt wird in 
wenigen Monaten so aussehen, daß 
“Spiegel” und “Zeit” die einzig verblie- 
benen seriösen Zeitschriften sind, von 
einigen wenigen Nischenblättern einmal 
abgesehen. Bleibt noch die Frage, ob die 
* Boulevardgiganten und ihre konservati- 
ven Bündnispartner dann diese einzigen 
verbliebenen Organe der Kritik mit 
geeigneten Mitteln auch noch erdrücken 
werden. 

Der “telegraph” konnte sich 
bis jetzt bei einer Auflage von 2500 und 
2000 verkauften Exemplaren halten. 
Eine Übersicht über den Ost- und den 
Westmarkt haben wir derzeit nur bei 
den Abonnenten. Ein Rückgang insbe- 
sondere von Seiten der evangelischen 
Pfarrhäuser (und vermutlich zahlreicher 
dort ansässiger eingegangener Grup- 
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pen), aber auch von Lesern, die politisch 
konservativ geworden sind, wurde 
durch eine große Anzahl von Abonnen- 
ten im Westen ausgeglichen. Es zeich- 
net sich aber ab, daß ein Teil unserer 
Ost-Abonnenten angesichts der drasti- 
schen Verknappung ihrer Geldmittel 
(im Osten 25% Inflation, dazu die anste- 
henden krassen Mieterhöhungen) den 
“telegraph” nicht mehr halten kann. Ein 
Überleben wäre dann sicher nur als 
Blatt einer bestimmten Politszene bei 
Aufgabe jeder kritischer Distanz mög- 
lich - ein Schritt, dem sich die Redakti- 
on bisher verweigert hat. 

Was für Zeitungen und Zeit- 
schriften gilt, wird erst recht auf seriöse 
und kritische Bücher und deren Verlage 
zutreffen. Wir werden in den nächsten 
Monaten eine Serie von Pleiten von 
kleinen Zeitungs-, Zeitschriften- und 
Buchverlagen vor uns haben. 

Was bleibt, ist ein Appell an 
die LeserInnen. Wenn ihnen die Erhal- 
tung einer Palette von kritischen Print- 
Medien und die Freiheit des geschriebe- 
nen Wortes am Herzen liegt, werden sie 
den Verlagen durch Abonnements und 
Buchkäufe helfen müssen. Sie werden 
einsehen müssen, daß bei relativ niedri- 
gen Auflagen, ganz zu schweigen von 
fehlenden Werbungseinnahmen, die 
seriösen Print-Medien eben teurer sind 
als die der Verdummungsindustrie. 
Diese Hilfe für Zeitschriften und Zei- 
tungen scheint eigentlich ganz einfach 
zu sein: es würde lediglich den Verzicht 
auf ein Glas Bier wöchentlich oder (bei- 
spielsweise beim “telegraph”) monat- 
lich bedeuten. Dieser Schritt ist aber 
offenbar für viele ein sehr schwieriger 
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Akt. Wohlgemerkt, es geht hier nicht 
um die Erhaltung des “telegraph”, es 
geht um die Erhaltung einer halbwegs 
kritischen Presse in diesem Land, ob es 


, “s 


nun “Eulenspiegel”, “Freitag”, “tages- 
zeitung”, “Die Andere” oder “Tages- 
spiegel” sınd. 

1. 


Wer Straßen sät, wird Verkehr ernten 
Berlin hat erneut die Straßenbau-Wut erfaßt! 


Straßen, Straßen, Straßen.... 


Die Asphalt- und Autolobby ist in Ber- 
lin wieder im Aufwind. Hat es seit der 
Maueröffnung bis auf wenige Ausnah- 
men kaum Verknüpfungen der öffentli- 
chen Verkehrsmittel zwischen den bei- 
den Teilen der Stadt und dem Umland 
gegeben, so sind schon unzählige 
Straßenverbindungen wieder neu herge- 
stellt worden. Doch damit nicht genug! 
eine unheimliche lange Liste an 
Straßenneu- und ausbauten ist in Pla- 
nung oder bereits in der Ausführung. 


Die unvollständige (!)Aufzählung 
macht dies deutlich: 

- Stadtautobahn Neuköln nach Treptow 
(Stadtring Süd) 


- Autobahn am Sachsendamm 

- Autobahn Westtangente mit Tiergar- 
tentunnel 

- Ausbau der AVUS und des Berliner 
Rings 

-B 101 in Steglitz 

- Ausbau der B 96 und B179 in Ost-Ber- 
lin 

Dies sind alles Großprojekte, die man 
hofft, mit dem Beschleunigungs- und 
Maßnahmegesetzes des Bundesver- 
kehrsminsters Krause ohne Bürgerbetei- 
ligung und eingeschränkte Umweltver- 
träglichkeitsprüfung durchpeitschen zu 
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direkte aktion 


anarchosyndikalistische Zeitung 


Nr. 88 Juli/August 1991 


Tarifverträge abgeschlossen 
Realeinkommenssenkungen 
durchgesetzt 


Leiharbeit bei HKM 


Aus 17 mach 7 
Der DGB auf dem Weg zur 
siebenteiligen Staatsgwerkschaft 


Antifa-Nachrichten 
»Augen Rechts« 


Anarchismus & Feminismus, 1. Teil 


AnarchistInnen in Ungarn 


Oppositionlle Gewerkschaften 
in der Türkei 


Das alles und vieles mehr im Abo, 
6x Ausgaben schlappe DM 12,- pro Jahr 
(Probeheft kostenlos) 

»direkte aktion« 


Grünebersgstr. 81 
2000 Hamburg 50 


telegraph 8/91 


können. 

Doch weiter mit dem Beton- 
Asphalt- Bandwurm: 

- Innerer Stadtring über Oberbaum- 
brücke - Invaliedenstraße 

- Aus- und Weiterbau Am Nordgraben 

- 4.Tangente in Pankow 

- B96 in Oranienburg 

- Tunnel unter der Seestraße 

- Ausbau der Leipziger Straße, Teltower 
Damm, Schönhauser Allee, 

- Hermann-Dunker- und Neuköllner 
Straße 

- Umfahrung in Köpenick 

- Brücke über den Humboldthafen - 
Umfahrung des Brandenburger Tores 

- USW., USW., USw. usw... (uns ist nicht 
alles bekannt) 

Hinzu kommen Ausbauten im Kleinen 
mit hier mal ‘ner zusätzlichen Fahrspur, 
dort ‘ner zusätzlichen Abbiegespur. 


und 
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Mehr Straßen=mehr Autoverkehr! 


Die Folgen sind bekannt: 

Fußgänger und Radfahrer werden wei- 
ter an den Rand gedrängt, Grundflächen 
werden zerstört, Häuser abgerissen und 
der Autoverkehr erhält noch mehr 
Fläche zum Schnellfahren. Anstatt die 
öffentlichen Verkehrsmittel zu sanieren 
und zu verbessern, werden weitere Mil- 
liarden DM in den Autoverkehrgesteckt. 
Die BVG/BVB wird dafür drastisch 
teurer! 


Nur die Förderung des UMWELTVER- 
BUNDES - Fußgänger, Radfahrer, 
BVG/BVB - auf Kosten des Autover- 
kehrs kann die Lösung der Verkehrs- 
und Umweltprobleme bringen! 
GEGENWEHR IST DRINGEND 
NOTWENDIG! 
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Um Berlin nicht ersticken zu lassen, 
müssen sich die BürgerInnenan mög- 
lichst vielen Stellen in Berlin gegen 
Aus- und Neubauten vonStraßen weh- 
ren! | 


Kontakt-Adressen vermittelt und Hil- 
festellungen für BI-Arbeit gibtder AK 


Verkehr und Umwelt (UMKEHR), 

Kirchstr.4, 1000 Berlin 21, Tel.WB 

39261 

Forum Verkehrsökologie Berlin 

für menschrechten und unweltverträgli- 

chen Verkehr 
fi Uhlandstr.161, 


1000 Berlin 15, Tel. WB 8834151 


Kurzmeldungen | 
(A. INFOS HUMEURS NOIRES-F.A.) 


Frankreich 

Das französische Parlament ratifizierte 
am 3.6.91 mit 491 gegen 61 Stimmen 
(PCF) die Schengener Abkommen. Am 
Sommer 1992 werden die Grenzen zwi- 
schen Frankreich, Deutschland, Italien 
und den Benelux-Staaten geöffnet. 
Hauptziel bleibt aber die Schließung der 
Grenzen dieses Blocks gegenüber 
Nicht-EuropäerInnen. Die Polizei der 
Länder wird enger zusammmenarbeiten. 
In Straßburg soll eine zentrale Daten- 
kartei die einzelnen nationalen Kartei- 


enverbinden. Polizeistaat Europa zeich- 


net sich ab... 


21:6. 

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
kann künftig mit bis zu einem Jahr 
Gefängnis und 100.000 Francs Geld- 
buße geahndet werden.Die Rechtspar- 
teien RPR und UDC stimmten dagegen. 


Korsika 

Die Korsische Unabhängigkeitsbewe- 
gung FLNC hat sich zum Anschlagauf 
die Präfektur von Bastia bekannt. Das 
politische Klima auf der Insel hat sich 
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verschlechtert, seit dem der Verfas- 
sungsrat den des neuen Inselstatuts 
abgewiesen hat, der von einem "korsi- 
schen Volk" sprach. 


Baskenland 

03.6. 

Polizeiaktionen werden weiter, beson- 
ders in St.Jean-de-Luz, gegenangebli- 
che Mitglieder und Sympathisanten der 
ETA durchgeführt. 


14.6. 

In Spanien ruft die baskisch-nationali- 
stische Partei Herri Batasuna zu einem 
"Frieden der Ehrenhaften" auf, um 
Gespräche zwischen Regierung und 
ETA in Gang zu bringen. Attentate wur- 
den ausgesetzt.Doch die Regierung ant- 
wortet nicht. 


17.6. 

Der Proßeß gegen zwei spanische Poli- 
zisten, die die GAL (Groupe Antiterrori- 
ste de Liberation, eine Anti-ETA-Grup- 
pe) auf die Beine gestellt haben sollen, 
geht weiter. Die GAL hatte in Frank- 
reich 22 Menschen ermordet. Die Vor- 
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gesetzten der Angeklagten wurden 
angehört, doch ihre vagen Aussagen 
brachten nichts neues. Die für die GAL 
verantwortlichen Staaten Frankreich 
und Spanien wollen die Affäre offen- 
sichtlich ersticken. 


LESERINNENBRIEFE 


Auszüge einer Erwiderung 
zum Artikel von Daniel 
Düsentrieb im telegraph 
Nr.6-Sozialprojekt verkommt 

| zum Nazi-Center 


„Was will uns Düsentrieb mit dem 
Artikel mitteilen.Konstruktive Ansätze 


konnte ich nicht ausmachen,eher scheint’ 


der Kollege aus Westberlin(..schade is 
leider ein ostler..red.)schon immer Geg- 
ner des Projektes zu sein. 

Im Projekt Pfarrstr. 111 wird mit zwan- 
zig jungen Menschen ein Hausinstand- 
gesetzt und modernisiert. Diese jungen 
Menschen kommen ausschließlich aus 
dem angrenzenden Stadtteil und hatten 
und haben unterschiedliche politische 
und humanitäre Vorstellungen. Ein Teil 
der Beschäftigten hat in den Strukturen 
rechtsradikaler Gruppierungen seine 
Bestätigung gefunden oder hat an der 
Schaffung dieser Strukturen mitgewirkt. 
Ein anderer Teil der Beschäftigten hat 
durchaus Kontakt zu anderen(?, d. Red) 
linken 

politischen Parteien und Gruppierun- 
gen (Welche dawohl gemeint sind?, 
d.Red). Das Projekt bietet eine tagtägli- 
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che Alternative zur Arbeitslosigkeit. 
Ob es eine Alternative zu denAbenteu- 
ern eines Männerbundes mit Lagerfeu- 
erromantik sein kann,wird sich erst im 
Laufe des Projektes herausstellen. 
Unverständlich bleiben für mich die 
Angriffe auf die KollegInnen,die das 
Projekt managen und leiten. Ohne die- 
ses Engegement wäre diese Arbeit nie 
begonnen worden. Die Angriffe auf die 
KollegInnen macht mich wütend. 
Dabei ist immer wieder festzustellen, 
daß auf beiden Seiten die Scharfmacher 
die Oberhand gewinnen und die Schüt- 
zengräben tiefer gebuddelt werden. Hin- 
ter den Zeilen versteckt sich auch der 
Wunsch nach Abenteuer, Männerbund 
und als krönender Gefühlsausbruch eine 
kleine Straßenschlacht. 

Das einem bei der rasenden Entwick- 
lung nichts berauschendes einfällt, um 
dem zunehmenden Rechtsradikalismus 
zu begegnen oder das besondere Zeitge- 
nossen nur alte abgedroschene und 
wenig wirksame Parolen einfallen, kann 
ich unter Berücksichtigung der persönli- 
chen Verhältnisse noch nachvollziehen. 
Warum aber werden Kollegen, die sich 
tagtäglich dem Konflikt stellen denun- 
ziert,warum veröffentlicht man Fotos 
von Kollegen, die zu DDR-Zeiten für 
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-. 


laiz | 


ichlenbera 


ihre Positionierung im Knast (?, d.Red.) 
gesessen haben,wärend der Schreiber- 
ling im Westen (is immer noch ein Öst- 
ler, von Geburt an, d.Red.) die Moral 
hochgehalten hat? Brauchen so viele- 
Linke die Feindbilder, an denen man 
sich abarbeiten kann? 

Es gab immer wieder Möglichkeiten - 
auch für Taube - genau zuzuhören, was 
die Kollegen erklärten, wenn sie ihre 
Arbeit in der Pfarrstraße erläuterten. 
Ihnen zu unterstellen, daß sie nicht 
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Far r Taschisten 


begreifen, was sie 
für eine Arbeit 
machen, ist nur 
Höhepuder Ignoranz. 


Da gibt es nicht nur 


= Michael H. im Pro- 
m jekt, da sind fast 
& zwanzig Personen 


7 aus den verschiede- 
= nen Gruppierungen; 
da gibt es kein 
j Fascho- Nest, son- 
dern offene Briefe 
der Jugendlichen, 

u wie sie ihrVerhältnis 
2 zu der Nachbarschaft 
Pa definieren; da gab es 
fl kein Straßenschlacht- 
| vorbereitungen (es 
wurde gleichzuge- 
schlagen...,d.Red.) 
sondern Fahrten nach 
Sachsenhausen 
(Wahrscheinlich 
bezieht sich der 
B Schreiber auf dem im 
| letzten Jahr durchge- 
“# führten Aufmarsch 
“der Nationalen Alter- 
native und einigen 
bundesdeutschen bzw.östereichischen 
Faschisten beim deutschen Soldaten- 
friedhof Sachsenhausen..., d.Red.) und 
tagtägliche Auseinandersetzungen(Prü- 
geleien gegen AusländerInnen u.a. im 
Lichtenberger Bahnhof?..., d.Red.) über 
den Umgang mit Minderheiten und Dis- 
kussionsveranstaltungen, wo immer 
wieder offen über alle Probleme geredet 
wurde...trotzdem ist das Leben mit 
Feindbildern offenbar bequemer und- 
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paßt besser in das eigene Gesellschafts- 
bild(...doch als die Geislein die feine 
Stimme hörten, dachten sie es wäre ihre 
Mutter und öffneten die Tür....!, d.Red.) 
Ich bitte zur Kenntnis zu nehmen, das es 
keinen Drahtzieher gibt,sondern viele 
Personen, die das Projekt unterstützen, 
die nicht alles besser wissen und oft rat- 
los sind, aber nicht tatenlos zuschauen 
wollen, wie mittelalterliche Umgehens- 
weisen das Kiezleben bestimmen. 

Aus den ersten Erfahrungen mit der 
Pfarrstraße 111 kann nur die Forderung 
an Kirche, Staat und Sanierungsträger 
gestellt werden,noch viele ähnliche Pro- 
jekte anzuschieben. Die selbstherliche n 
Kritiker dieser Arbeit sind dazu aufge- 
rufen, ihre Kriegsbemalung abzuwa- 
schen und sich an der Ausgestaltung 
ähnlicher Projekte zubeteiligen. (... Halt 
sprach der Fuchs, du Bösewicht, 
kennst du des König Order nicht. Weißt 
du nicht was er verkündigt, und weißt 
du nicht das jeder sündigt, der immer- 
noch gerüstet geht. Im Namen seiner 
Majestät! Komm her und übergeb dein 
Fell! Der Igel sprach: Nur nicht so 
schnell. Laß dir erst die Zähne brechen, 
dann wollen wir uns wiederspre- 
chen...,‚W.Busch, d.Red.) 


Es würde mich freuen, wenn bei der 
Veröffentlichung dieser Erwiederung 
ein Foto des Düsentrieb-Schreibers-im 
Stil seines Artikels- veröffentlicht wird. 

Ein Freund 
des Projektes 


Anmerkung der Redaktion: Wir können 


den letzten Wunsch des Projektfreundes 
gut verstehen und nach- 
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vollziehen daß er Daniel Düsentrieb 
gern im Mondschein begegnen würde. 
Aus diesem Grund und mit Absprache 
von Herm Düsentrieb drucken wir 
nachfolgend ein Porträt-Foto ab. 


Werte Redaktionsmitglieder! 


Ihr wollt (ein bißchen arrogant!) "intel- 
ligente Leserbriefe." Dafür garantiere 
ich hier nicht. Vier Telegraph- Num- 
mern kenne ich inzwischen. Von ein 
paar informativen, wichtigen Artikeln 
abgesehen(Faschisten/Nazis betreffend, 
RAF-bezogen, zum neuen Atomgesetz, 
zur Bundeswehr, über die Ost-Grünen 
(die West-Grünen sind mir nicht unbe- 
kannt; war elf Jahre dabei) riß mich das 
Blatt nicht unbedingt vom Hocker. 

Ich habe übrigens so den Eindruck, mit 
Euren DDR-Aufarbeitungsversuchen 
(siehe u.a. Nr.7, Seite 50) arbeitet Ihr 
zum Teil unbewußt der herrschenden 
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BRD-Reaktion und den Faschisten 
zu.Die krummen Typen der sogenannte- 
Bürgerbewegung von Bündnis90 
/Grüne, wie Konrad Weiß, (Reinhard 
Schult, d.Red), Reinhard Krämer, Frau 
Wollenberger und Köppe, etc. tun dies 
ja wohl bewußt, um sich beim System 
anzubiedern oder einfach, weil sie 

die Katze aus dem Sack 

lassen. Nehmt doch einmal diese B 90 
Leute und ihr Umfeld genauer unter die 
Lupe. 

Hansjörg Schupp 


..Hab mich gleich entschlossen zu 
abonnieren. Möchte aber nicht ver- 
schweigen, daß mir einige Sachen sehr 
bedenklich vorkommen, z.B.Nr.5, Seite 
12, Mitte (drunter kaum jemand mit 
jüdischer Abstammung). Da seid ihr 
wohl den Sprüchen der rechten Tsche- 


Fin ziemlich unkonventioneller 
Reisebericht, der wegen seiner 
etwas saloppen Art Spaß macht. 
Dabei werden die gesellschaft- 
lichen Probleme Rumäniens kei- 
nes falls ignoriert. 

86 Seiten 

21 Fotos 

14 Zeichnungen 


«- Bestellungen ab sofort bei: 


SCHREINERVERLAGSANSTALT 
O - 1035 BERLIN 
SCHREINERSTR. 47 


Preis: 8, 10 DM 
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chen aufgesessen. Und was wäre wenn 
!? zum Schluß des Artikels Seitel3. 
Eine Rassistische Strömung die sich 
links nennt kann nicht 

die Linke 

sein - oder? Außerdem wird mir übel zu 
lesen auf Seite 16 verkrüppelte Unterta- 
nenseele im Zusammenhang mit 
Homosexuellen und Faschos. Das 
Schwule kein bißchen anders sind als 
Heteros, dürfte wohl jedem klar sein, 
der mal in den Dunstkreis der Szene ein- 
taucht und seinen eigenen Dunstkreis 


dadurch gleich mal etwas 
erweitert.Soweit erst mal. 
Lieben Gruß Willi 


Dirk Molds.. _ 


in mr ven 


\ '@ o IN y 5 hr 
ein vierter‘, 
o -T . 


„» 
r 

HT 
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Anzeigen 


Samstag, 31.8., ab 14.00 Uhr am Koll- 
witzplatz 


PRESSEFEST 


15 Jahre "direkte aktion" 
Zeitung der Freien Arbeiter Union FAU 
Kultur - Diskussion - Kinderfest 
Imbiss - Musik 
(bei Regen feiern wir in Zelten) 
Gastgeber FAU(ost) und FAU((west) 
12/13.10. in Dresden: 


Treffen aller Grup- 
pen aus den Ost-Bun- 


desländern, 
die unabhängigen, nichtkom- 
merziellen Rundfunk 
machen (wollen). 
Schreibt bitte umgehend an 
......Selbsthilfe Netzwerk, 
‚Friedrichstr.57, 0-8010 Dresden 


Adressenänderung des Freundeskreis 
Wehrdiensttotalverweigerer/innen 


NEU IM PRENZLAUER BERG 
Beratung zur Kriegsdienstverweigerung 
Freundeskreis 
Wehrdiensttotalverweigerer/innen 
Region Berlin 

Christburger Str.31 

O-1055 Berlin 

Do.19.00-21.00 Uhr 
Tel.(vorl.)4720219 (Mario), 4498755 
(Hilli) 


telegraph 8/91 


Schwarzer Faden 


Vierteljahresschrift für 
Lust und Freiheit 


Der Schwarze Faden (erscheint seit 
Mai 1980) versteht sich als linksradi- 
kale Zeitschrift für aktuelle Diskus- 
sionen. Wir bemühen uns darüber- 
hinaus um Hintergrundsberichte, die 
Zusammenhänge erläutern; wichtig 
sind uns Denkansätz, die auch linke 
Klischees in Frage stellen oder gegen 
den Strich herrschender "Moden" 
argumentieren. Indiesem Sinne anar- 
chistisch, versuchen wir zu einer 
Aktualisierung des Anarchismus 
(Sondernummer Arbeit, 5.-) beizu- 
tragen, die ohne eine Vertiefung der 
Patriarchatskritik (Sondermummer 
Feminismus, 6.-) undenkbar ist. Jede 
Ausgabe enthält zudem bewußt inak- 
tuelle Artikel zur Kulturkritik, für 
selbstorganisierte Ansätze aller Art, 
für Arbeiten und Berichte, die über 
den deutschen Tellerrand hinausrei- 
chen und für das Lebendighalten ei- 
ner Geschichte von unten. Organisa- 
tion heißt für uns Vemetzung der 
Projekte, Initiativen, Gruppen und 
Einzelnen, aber nicht Partei und Stell- 
vertreterpolitik. Mitarbeitin Form von 
Artikeln, Interviews, Photos etc. ist 
erwünscht. 
ABO: 20.-DM für 4 Nummern. 
SF %* Redaktion, PF 1159, 7043 

Grafenau-1, Tel. 07033/44273 


Häuser" usw. 


Die Umwelt-Biblio- 
thek beendet ihre 
Sommerpause! 


Ab 1.September ist zu den 
üblichen Zeiten offen: 


Infocafe Di-Fr 18.00-23.00 Uhr 
Bibliothek Di-Do 18.00-22.00 Uhr 


Adresse: 
Schliemanstr.22 
Berlin O-1058 
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Termine 


01.09.91, ab 15.00 Uhr: Fest der Wehr- 
dienstotalverweigerer in der 

Kirche von Unten/KvU, 
Elisabethkirchstr.21, O-1054 Berlin 


02.09.91, 15.00-22.00 Uhr: Eröffnung 
des Begegnungszentrums 

Wege zur Gewaltfreiheit 

‚Eberswalde, W.-Pieck-str.20, tel. 22398 


03.09.91, 20.00 Uhr, Diskussion zur 
Brandenburger Verfassung mitLand- 
tagsabgeordnetem Bernd Reuter (Neues 
Forum) imKommunikationszentrum 
Eberswalde, Nähe Busbahnhof 


04.09.91, 19.00 Uhr, Berlinweites 
KDV-BeraterInnentreffen,Erweite- 
rungsbau der TU, Straße des 17.Juni, 
Raum 226 


11.09.91, 20.00 Uhr, Vereinstreffen - 
Mit uns gegen die Wehrpflicht, 
Gemeindesaal, Lausitzer Str.30, 1000 
Berlin 36 | 


04.10.91, "Tag des Flüchtlings” 
Tema: Fluchtursachen bekämpfen - 
Flüchtlinge schützen, 

Kontakt: Barbera Faccani, 

Amt für Industrie und Sopzialarbeit 
de r Ev.- Kirche Berlin-Brandenburg, 
Karolinger Platz 6a, W-1000Bln .19 


BE 2 32 52 SZ S2 52 32 "275 
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telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 


ab: für An 
iJahr (34.- DM) __ 1/2 Jahr (17.50 DM) 


"Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. L 
__ auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) Redaktion telegraph 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Briefmarken) ! 


Datum/Unterschrift > 
ar Schliemannstr. 22 
Str. /N BB RR BER EB U 

122: 3 FT A B 

ungsweise:_ Rechnung __Scheck Berlin - Ö 

__ per Abbuchung __Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 1 05 8 


Datum /Unterschrift 
Kundennummer (wenn schon vorhanden): 


telegraph - das Geschenk 
| Ich verschenke den telegraph als Abo für 


\ Jahr (34.-DM) an: 
Name: An 


Str/Nr: 
Se Te 
Redaktion telegraph 


Der Auftrag kann ınnerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


m nterschrift 


ET RT Schliemannstr. 22 


Str./Nr.: 
Orn/PLZ: 


Zahlungsweise:_ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung Berlin - O 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


1058 


Datum /Unterschrift 


